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Abschnitt 1 – Einführung

Vorwort – Luca Visentini, EGB-Bundessekretär

Die Grundsätze des Zusammenhalts und der Solidarität sind im Vertrag verankert und zwei der be-
deutendsten Säulen für die Integration sowohl der Bürgerinnen und Bürger als auch der Regionen.

Der Vertrag von Lissabon bekräftigt diese Grundsätze und in Artikel 174 steht: „Die Union entwickelt 
und verfolgt weiterhin ihre Politik zur Stärkung ihres wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusam-
menhalts, um eine harmonische Entwicklung der Union als Ganzes zu fördern.“ Im Vertrag wird noch 
hervorgehoben, dass „sich die Union insbesondere zum Ziel setzt, die Unterschiede im Entwicklungs-
stand der verschiedenen Regionen und den Rückstand der am stärksten benachteiligten Gebiete oder 
Inseln, einschließlich der ländlichen Gebiete, zu verringern“.

Die Strukturpolitik der Europäischen Union soll dazu beitragen, die Unterschiede zwischen den Regionen 
abzubauen, und Vollbeschäftigung, Chancengleichheit, soziale Inklusion und sozialen Zusammenhalt 
bzw. allgemein das europäische Sozialmodell befördern.

Darüber hinaus sollte die EU-Kohäsionspolitik und insbesondere der Europäische Struktur- und Investiti-
onsfonds die Durchführung von Investitionsprogrammen zur Ankurbelung der europäischen Wirtschaft 
und zur Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze in der EU unterstützen.

Das Partnerschaftsprinzip sieht vor, das die Sozialpartner im Rahmen echter Anhörung umfassend in 
die Verwaltung der Strukturfonds einzubeziehen sind.

Für den EGB ist das Partnerschaftsprinzip der Schlüssel für die Gewährleistung einer erfolgreichen 
Durchführung von Strukturfondsmaßnahmen. Zuverlässige und dauerhafte Partnerschaften sollten 
angestrebt und die Sozialpartner in jede Phase der Fondsmaßnahmen eingebunden werden. 

Der EGB hat nach der Annahme der neuen Verordnungen und des europäischen Verhaltenskodex für 
Partnerschaften das Projekt „Gewerkschaften für wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt“ auf 
die Beine gestellt.

Es hatte sich zum Ziel gesetzt, gleichzeitig Folgendes sicherzustellen:

   volle Einbindung der Sozialpartner/Gewerkschaften auf EU-, nationaler und regionaler Ebene in 
den ESF, EFRE und Kohäsionsfonds;

   vollständige Umsetzung der Einbindung der Sozialpartner/Gewerkschaften in allen Phasen der 
Programmplanung, Durchführung, Begleitung und Bewertung im Hinblick auf die Verwendung 
von Strukturfonds;

   uneingeschränkter Zugang zu den Strukturfonds-Projekten und Maßnahmen zum Kapazitätenaufbau 
für die Sozialpartner, insbesondere im Zusammenhang mit Europa-2020-Zielen;

   Umsetzung und Entwicklung der bestehenden und künftigen grenzübergreifenden EURES-Part-
nerschaften.

Der Ablauf sah die Organisation von 5 regionalen Seminaren (in Warschau, Barcelona, Helsinki, Rom 
und Berlin) und einer für den 6. November 2014 in Brüssel anberaumten Abschlusskonferenz, wo 
Schlussfolgerungen der Seminare gezogen und die nächsten Schritte und Leitlinien festgelegt wurden, 
wie auch die Aktualisierung des EGB-Handbuchs für Gewerkschaftsvertreter zum Thema Aufbau von 
Partnerschaften und Verwendung von Strukturfonds vor.

Dieses Handbuch dient als Hilfe für Gewerkschaftsvertreter, die an den verschiedenen Ausschüssen, 
Verhandlungen und Begleitungsprozessen im Rahmen der Europäischen Struktur- und Investitionsfonds 
beteiligt sind.
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Verwendung des Handbuchs

Dieses Handbuch versteht sich als eine umfassende Informationsquelle für Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter in Bezug auf folgende zwei Aspekte: 

1.  ihre Rolle bezüglich der Verwaltung und Verwendung der Europäischen Struktur- und Investitions-
fonds (ESI-Fonds);

2.  die Verwendung von ESI-Fonds zur Unterstützung der Gewerkschaftsarbeit.

Die allgemeine Funktionsweise der Fonds, mit besonderem Augenmerk auf dem für die Gewerkschafts-
arbeit im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung besonders wichtigen ESF, wird erläutert. 
Die verschiedenen technischen Aspekte werden dargelegt und mit der übergeordneten EU-Politik in 
Beziehung gesetzt, zu der die Verwendung der EU-Fonds beitragen soll.

Das Handbuch erläutert im Hinblick auf die Verwaltung und Verwendung der Strukturfonds einige 
Aspekte des Europäischen Verhaltenskodex für Partnerschaften, ein Novum der Förderperiode 
2014–2020. Dieser delegierte Rechtsakt kodifiziert das Partnerschaftsprinzip, das seit langem als wich-
tiges Merkmal der Kohäsionspolitik anerkannt ist. 

Neben diesem Handbuch hat der EGB eine Reihe regionaler Seminare organisiert, um die Einbindung 
der Gewerkschaften in die Verwaltung und Verwendung der Strukturfonds voranzubringen. Diese 
Seminare dienen dem Erfahrungsaustausch unter Gewerkschaftskollegen verschiedener Mitgliedstaa-
ten, und wir haben dafür einige Beispiele von Gewerkschaftsprojekte ausgewählt, die Strukturfonds 
in Anspruch genommen haben.

Eine effiziente Verwendung von Strukturfonds erfordert aktive und informierte Beteiligung der Ge-
werkschaften. In diesem Handbuch wird daher beschrieben, wie positive und negative Beispiele für 
die Einbindung von Gewerkschaften über Foren wie den ESF-Ausschuss und strukturierten Dialog an 
die Europäische Kommission weitergeleitet werden können.

Die europäischen Fonds umfassen bekanntermaßen auch ein hohes Maß an technischen Inhalten. 
Dieser Leitfaden erklärt die wichtigsten Aspekte, um so einen Überblick über den Aufbau der Fonds 
und die Interaktionsmöglichkeiten der Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter mit den Europäi-
schen Struktur- und Investmentfonds auf europäischer, nationaler und regionaler Ebene zu vermitteln. 
Weitergehende Erläuterungen zu verschiedenen Aspekten der EU-Mittel finden Sie über die Links in 
den einzelnen Abschnitten.

Abschließend sei noch darauf hingewiesen, dass sich die Programmplanung zwar auf den Beginn der 
Periode 2014–2020 beschränkt, die Gewerkschaften jedoch im Rahmen der Begleitausschüsse, des 
ESF-Ausschusses, des strukturierten Dialogs und insbesondere der Verwendung von Fondsmitteln für 
Gewerkschaftsprojekte fortwährend eingebunden sind. Daher ermutigen wir Sie, sich für ein aktives 
Engagement bei all diesen Aspekten der ESI-Fonds einzusetzen, um so sicherzustellen, dass das Wissen 
und die Erfahrungen der Gewerkschaften zu einer Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusam-
menhalts zwischen allen Regionen beitragen können. 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0240&from=de
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Europäische Struktur- und Investitionsfonds und  
EGB-Strategie

– Claude Denagtergal, EGB-Berater

Die Kohäsionspolitik der EU ist zur Unterstützung von nachhaltigem Wachstum und hochwertiger 
Beschäftigung von entscheidender Bedeutung. Die kürzlich verabschiedete neue Verordnung zu den 
Europäischen Struktur und Investmentfonds für den Zeitraum 2014–2020 hat die Topprioritäten der 
EU in Zusammenhang mit Zielen wie Beschäftigung (insbesondere für den Europäischen Sozialfonds 
im Besonderen), Mobilität unter „fairen“ Bedingungen, Bekämpfung der Armut, soziale Inklusion 
sowie allgemeine und berufliche Bildung gestärkt. Die neuen Prinzipien, thematische Konzentration 
und Ergebnisorientierung der Ausgaben schaffen eine gute Grundlage für die künftige Verwendung 
europäischer Mittel in der aktuellen Wirtschaftskrise.

Unter den ESF fallen jetzt auch die Beschäftigungsinitiative für junge Menschen, die Europäische Allianz 
für Lehrlingsausbildung, der neue Fonds zur Bekämpfung der Armut und das reformierte EURES-Netz 
für berufliche Mobilität.

Programme wurden neu ins Leben gerufen oder reformiert und gestärkt, insbesondere Erasmus+, 
der überarbeitete Europäische Fonds für die Anpassung an die Globalisierung und das Programm für 
Beschäftigung und soziale Innovation.

Das Partnerschaftsprinzip wurde klar festgeschrieben, aber auch durch die Annahme des Europäischen 
Verhaltenskodex für Partnerschaften, der die Einbindung der lokalen Behörden, Sozialpartner und 
anderer Stakeholder in allen Phasen der Programmplanung, Umsetzung und Begleitung von Struktur-
fonds regelt, gestärkt und ausgeweitet. 

Dies ist ein wichtiger Erfolg der Sozialpartner und insbesondere des EGB.

Einige negative Punkte sind für den EGB jedoch auch Anlass zu Bedenken. Der Gesamtbetrag des EU-Haus-
halts wurde reduziert ebenso wie die ESF-Mittel, und die sogenannten makroökonomischen Konditio-
nalitäten wurden trotz des Widerstands – mit Unterstützung des EGB – des Europäischen Parlaments 
eingeführt. Diese Maßnahmen könnten zu einer Aussetzung von Kohäsionsmitteln in einem Mitgliedstaat 
führen, der makroökonomische Ungleichgewichte oder ein übermäßiges Haushaltsdefizit aufweist.

Darüber hinaus deckt das Partnerschaftsprinzip nicht alle Fonds ab, die nicht unter die Verordnung 
zu den Europäischen Struktur- und Investmentfonds fallen. Hinzu kommt noch, dass der Europäische 
Verhaltenskodex für Partnerschaften noch nicht in allen Mitgliedstaaten vollständig umgesetzt ist und 
eingehalten wird. Positiv hervorzuheben, ist die Halbzeitüberprüfung des EU-Haushalts, im Jahr 2016 
vom Europäischen Parlament durchgeführt werden soll.

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013R1303&from=de
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0240&from=de
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In diesem Fall engagiert sich der EGB:

   die Verwirklichung der Topprioritäten für nachhaltiges Wachstum und Beschäftigung bezüglich der 
Verwendung der Europäischen Struktur- und Investitionsfonds zu überwachen und sicherzustellen, 
dass solche Mittel, und der EU-Haushalt im Allgemeinen, zur EU-Politik für Investitionen beitragen;

   die Verwendung des ESF, insbesondere im Rahmen des ESF-Ausschusses zu überwachen, um 
sicherzustellen, dass neuen sozialen Prioritäten und Aufgaben des Fonds, unter Einbindung der 
Sozialpartner, ordnungsgemäß definiert und umgesetzt werden;

   die Verwendung aller anderen Mittel im EU-Haushalt zu überwachen, und sicherzustellen, unter 
anderem durch die Einführung von Formen des strukturierten Dialogs mit effektiver und ordnungs-
gemäßer Beteiligung der Sozialpartner, dass jede Verwendung im Einklang mit den oben genannten 
Prioritäten erfolgt;

   durch die Einbeziehung der Sozialpartner auf allen Ebenen in die Verwaltung der Fonds sicherzu-
stellen, dass das Partnerschaftsprinzip und der Europäische Verhaltenskodex für Partnerschaften 
ordnungsgemäß angewandt und umgesetzt wird;

   Einfluss auf die Halbzeitbewertung des EU-Haushalts im Jahr 2016 zu nehmen, um zu Beginn des 
mehrjährigen Finanzrahmens 2014–2020 aufgetretene Engpässen zu beheben und besonders kri-
tische und sozialrelevante Kapitel des EU-Haushalts besser zu dotieren;

   seine Mitgliedsorganisationen beim Kapazitätenaufbau im Zusammenhang mit einer verstärkten 
Einbindung in strategische Entscheidungen aller EU-Fonds und einem besseren Zugang zu den 
Mitteln (insbesondere ESF) zu unterstützen.

Neben diesen Prioritäten begrüßt der EGB alle Initiativen zur Erhöhung des wirtschaftlichen und so-
zialen Zusammenhalts sowie grenzüberschreitende Kooperationen auf regionaler und lokaler Ebene.

Der EGB unterstützt daher die makroregionalen Strategien der EU (Makroregionen Ostsee-, Donau-
raum, Adria-Ionisches Meer, Alpen) durch die Förderung der sozialen Dimension und die Stärkung der 
gewerkschaftlichen Netzwerke und die Einbindung der Sozialpartner in solche Strategien.

 

Darüber hinaus unterstützt der EGB alle gewerkschaftlichen Netzwerke wie die IGR (Interregionale 
Gewerkschaftsräte), das ECTUN (European Capitals Trade Union Network) und die grenzübergreifenden 
EURES-Partnerschaften im Rahmen des EURES-Netzes, die auf regionaler, lokaler, grenzüberschreitender 
und interregionaler Ebene tätig sind.
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ESI-FONDS UND GEWERKSCHAFTEN

A.  Kurzzusammenfassung der Europäischen Struktur-  
und Investitionsfonds 2014-2020

In diesem Unterabschnitt wird der allgemeine Aufbau der ESI-Fonds dargelegt, und einige technische 
Aspekte einzelner Fonds werden näher beleuchtet.

Welche Fonds zählen zu den ESI-Fonds?
Fünf Hauptfonds arbeiten gemeinsam daran, die wirtschaftliche Entwicklung in sämtlichen EU-Ländern 
zu unterstützen. Dies geschieht im Einklang mit den Zielen der Strategie Europa 2020:

Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) 
Säule II – Politik zur Entwicklung 
des ländlichen Raums

Gemeinsame Fischereipolitik  
(GFP)

Kohäsionspolitik}

Diese Fonds bilden gemeinsam die Europäischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds), für die 
eine gemeinsame Verordnung, die sogenannte Dachverordnung, maßgeblich ist. Darüber hinaus 
gibt es für einige Fonds noch eine eigene Verordnung, wo weitere Einzelheiten geregelt werden. Dies 
bedeutet, dass eine gemeinsame Strategie erforderlich ist, damit eine gegenseitige Ergänzung der 
Fonds gewährleistet ist.

Abbildung 1 zeigt die Aufschlüsselung der Mittelausstattung der einzelnen Fonds, die zusammen die 
ESI-Fonds bilden. Für die Gewerkschaften wichtige Bereiche sind die Kohäsionspolitik (Kohäsionsfonds, 
ESF, EFRE) und insbesondere der ESF.

1. Europäischer Fonds für regionale Entwicklung (EFRE)
2. Europäischer Sozialfonds (ESF)
3. Kohäsionsfonds

4.      Europäischer Landwirtschaftsfonds für die  
Entwicklung des ländlichen Raumes (ELER) 

5.  Europäischer Meeres- und Fischereifonds (EMFF)

Abbildung 1– ESI-Fonds 2014–2020

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013R1303&from=de
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Die folgenden 3 Fonds sind der Kohäsionspolitik zugeordnet:

   Der Europäische Fonds für regionale Entwicklung wird für Investitionen genutzt, die den Abbau von 
Ungleichheiten zwischen den Regionen unterstützen. Die Mittel können für Infrastrukturprojekte 
zur Erbringung grundlegender Dienstleistungen wie Verkehr, Energie und Bildung wie auch zur 
Unterstützung von Initiativen in Wirtschaftssektoren mit Wachstumschancen wie Tourismusinfra-
struktur und zur Förderung von Forschung und Innovation eingesetzt werden. 

   Der Europäische Sozialfonds dient vor allem zur Unterstützung von Beschäftigung, Arbeits-
kräftemobilität, Maßnahmen im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung wie auch zur 
Bekämpfung von Armut, sozialer Ausgrenzung und Diskriminierung. 

   Der Kohäsionsfonds kann in Mitgliedstaaten mit einem BNE von unter 90 % des EU-Durch-
schnitts 1 zur Förderung von transeuropäischen Verkehrsnetzen und Umweltschutzmaßnahmen 
genutzt werden.

Wie werden die verschiedenen Regionen gefördert?
Um einen gezielteren Einsatz dieser Mittel zu gewährleisten, wurden auf der Grundlage von Bevölke-
rungszahlen 274 Regionen definiert, die dann in drei Kategorien unterteilt werden:

• Weniger entwickelte Regionen (Pro-Kopf-BIP weniger als 75 % des EU-27-Durchschnitts)

• Übergangsregionen (Pro-Kopf-BIP zwischen 75 % und 90 % des EU-27-Durchschnitts)

• Stärker entwickelte Regionen (Pro-Kopf-BIP über 90 % des EU-27-Durchschnitts)

Abbildung 2 – Förderung der einzelnen Regionen (EFRE und ESF), Quelle: Europäische Kommission

1  Für den Zeitraum 2014–2020 sind dies die Mitgliedstaaten Bulgarien, Kroatien, Zypern, Tschechische 

Republik, Estland, Griechenland, Ungarn, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Portugal, Rumänien,  

Slowakei und Slowenien.



13

Wie werden die Mittel verwendet?
Für den Zeitraum 2014–2020 wurde versucht, den Prozess zu vereinfachen und gleichzeitig sicherzustel-
len, dass die Mittel ergänzend zu den Zielsetzungen der Europäischen Union verwendet werden. Dazu 
wurde ein Gemeinsamer Strategischer Rahmen geschaffen, der die in der Strategie Europa 2020 
festgelegten Ziele, insbesondere intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum, widerspiegelt.

  Partnerschaftsvereinbarungen

Dieser Gemeinsame Strategische Rahmen dient als Leit-
faden für die Entwicklung und Partnerschaftsverein-
barungen, die von jedem Mitgliedstaat in Zusammen-
arbeit mit der Europäischen Kommission ausgearbeitet 
werden. In diesen Vereinbarungen sind die Prioritäten 
des jeweiligen Mitgliedsstaats für die gesamte Förder-
periode bezüglich aller fünf ESI-Fonds aufgeführt.
Die Übermittlung einer Partnerschaftsvereinbarung ist 
die erste Stufe des Programmplanungsprozesses der 
Mitgliedstaaten.

   Operationelle Programme

Nach der Vorlage der Partnerschaftsvereinbarung 
müssen die Mitgliedstaaten eine oder mehrere ope-
rationelle Programme ausarbeiten. Dabei handelt es 
sich um regionale oder nationale Pläne, in denen die 
Mitgliedstaaten die Verwendung der Mittel – die Ziele 
jedes einzelnen Programms und welchen der Fonds 
sie in Anspruch nehmen – klar darlegen. Operatio-
nelle Programme müssen in Einklang mit der Partner-
schaftsvereinbarung stehen, und diese verlangen die 
Entwicklung von Zielvorgaben und Indikatoren, die 
dann eine Bewertung der Fortschritte bei der Errei-
chung der gesetzten Ziele ermöglichen. 

  Verwaltungsbehörde

Für die Verwaltung der operationellen Programme (OP) 
müssen die Mitgliedstaaten für jedes OP eine Verwal-
tungsbehörde sowie eine Bescheinigungs- und eine 
Prüfbehörde benennen. Die Verwaltungsbehörde ist für 
die allgemeine Verwaltung des OP zuständig, einschließ-
lich der Auswahl der durch Fondsmittel unterstützten 
Projekte und Maßnahmen. Sie muss auch die jährlichen 

Abbildung 2 zeigt, wie die Förderhöhe jeder einzelnen Region von ihrer Kategorie abhängt, die meisten 
Mittel werden für die weniger entwickelten Regionen bereitgestellt. Außerdem gibt es noch abhängig 
vom Typ der Region noch Unterschiede bezüglich der zulässigen Verwendung der Mittel. Die Verwen-
dung von ESF-Mitteln für den Aufbau von Kapazitäten der Sozialpartner ist beispielsweise nur in weniger 
entwickelten und Übergangsregionen erlaubt.

Gemeinsamer 
Strategischer 

Rahmen

Partner-
schafts-verein-

barung

Operationelle(s) 
Programm(e)

Verwaltung der 
Programme/

Projektauswahl

Begleitung/ 
jährliche  

Berichterstattung

Stratégie Europe 2020
Dies ist die im Jahr 2010 ins Leben gerufene 
und auf zehn Jahre angelegte EU-Strategie für 
Wachstum und Beschäftigung. Die entspre-
chenden Initiativen sind auf intelligentes, nach-
haltiges und integratives Wachstum ausgerich-
tet. Bis 2020 sollen 5 Kernziele erreicht werden:

1.  Beschäftigung – Beschäftigungsquote von 
75 % unter den 20- bis 64-Jährigen 

2.  Forschung und Entwicklung – Investitionen 
von 3 % des BIP der EU in FuE

3.  Klimawandel und Nachhaltigkeit – Anteil er-
neuerbarer Energien von 20 %, Steigerung 
der Energieeffizienz um 20 %, Reduzierung 
der Treibhausgasemissionen um 20 % ge-
genüber dem Niveau von 1990

4.  Bildung – Senkung der Schulabbrecherquote 
unter 10 %, Steigerung des Anteils der 30- 
bis 34-Jährigen mit abgeschlossener Hoch-
schulbildung auf mindestens 40 %

5.  Armut und soziale Ausgrenzung – Senkung 
der Zahl der von Armut und sozialer Aus-
grenzung betroffenen oder bedrohten Men-
schen um mindestens 20 Millionen
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und abschließenden Durchführungsberichte ausarbeiten 
und sicherstellen, dass die finanziell unterstützten Aktivi-
täten auch förderfähig sind.

  Begleitausschuss

Schließlich muss noch ein Begleitausschuss zur Über-
wachung der Durchführung der operationellen Program-
me eingerichtet werden. Dieser Ausschuss, in dem unter 
anderem auch Wirtschafts- und Sozialpartner wie zum 
Beispiel Gewerkschaftsvertreter sitzen, tritt mindestens 
einmal pro Jahr zusammen, um die Durchführung des 
oder der Programme und die Fortschritte bezüglich der 
gesetzten Ziele und Vorgaben zu beurteilen.

Wozu können die Fonds verwendet werden?
Diese Fonds bilden gemeinsam die Europäischen Struktur- 
und Investitionsfonds (ESI-Fonds), für die eine gemein-
same Verordnung, die sogenannte Dachverordnung, 
maßgeblich ist. Die Kommission hat Regeln und Anfor-
derungen festgelegt, um sicherzustellen, dass die Fonds 
überall in der EU so effizient und einheitlich wie möglich 
verwendet werden. Jede Verwendung dieser Fonds muss 
daher die Erreichung thematischer Ziele unterstützen.

Die Mitgliedstaaten müssen bei der Ausarbeitung der 
Partnerschaftsvereinbarungen und operationellen Pro-
gramme auf thematische Ziele Bezug nehmen, ein-
schließlich einer Beschreibung der aus der Verwendung 
von ESI-Fonds erwarteten Ergebnisse in Bezug auf jede 
ausgewählte Thematik. 

Jedes thematische Ziel wird in eine erschöpfende Liste 
von Investitionsprioritäten heruntergebrochen gemäß 
der fondsspezifischen Verordnung. In der Verordnung 
über den Sozialfonds wird das thematische Ziel Nr. 10 
Investitionen in Bildung, Ausbildung und Berufsbildung 
für Kompetenzen und lebenslanges Lernen auf vier In-
vestitionsprioritäten wie Verringerung und Verhütung 
des vorzeitigen Schulabbruchs heruntergebrochen. 

Zur Sicherstellung der Kohärenz umfassen die operatio-
nellen Programme Prioritätsachsen, die den in den Part-
nerschaftsvereinbarungen angeführten thematischen 
Zielen entsprechen. Jede Prioritätsachse muss einem 
thematischen Ziel und einer oder mehreren Investiti-
onsprioritäten zugeordnet sein.

Für ESF, EFRE und Kohäsionsfonds werden insgesamt 
325 Milliarden € (in Preisen von 2011) bereitgestellt. 
Darin sind die 3 Milliarden € für die Jugendbeschäfti-
gungsinitiative bereits eingerechnet. Diese drei Fonds 
verfolgen zwei spezifische Ziele:

1.  Investitionen in Wachstum und Beschäftigung - 
Unterstützung aus allen drei Fonds

2.  Europäische territoriale Zusammenarbeit (ETZ) - 
Unterstützung ausschließlich aus dem EFRE

Thematische Ziele 
(aus Dachverordnung)  
(ESF-spezifische thematische  
Ziele in Fettschrift):
1.  Stärkung von Forschung, technologischer 

Entwicklung und Innovation;
2.  Verbesserung der Barrierefreiheit sowie der 

Nutzung und Qualität von IKT;
3.  Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von 

KMU;
4.  Förderung der Bestrebungen zur Verringe-

rung der CO2-Emissionen in allen Branchen 
der Wirtschaft;

5.  Förderung der Anpassung an den Klima-
wandel sowie der Risikoprävention und des 
Risikomanagements;

6.  Erhaltung und Schutz der Umwelt sowie 
Förderung der Ressourceneffizienz;

7.  Förderung von Nachhaltigkeit im Verkehr 
und Beseitigung von Engpässen in wichtigen 
Netzinfrastrukturen;

8.  Förderung nachhaltiger und hochwer-
tiger Beschäftigung und Unterstützung 
der Mobilität der Arbeitskräfte;

9.  Förderung der sozialen Inklusion und 
Bekämpfung von Armut und jeglicher 
Diskriminierung;

10.  Investitionen in Bildung, Ausbildung, 
und Berufsbildung für Kompetenzen 
und lebenslanges Lernen;

11.  Verbesserung der institutionellen Kapa-
zitäten von öffentlichen Verwaltungen 
und Interessenträgern und der effizien-
ten öffentlichen Verwaltung.

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013R1303&from=de
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013R1304&from=de


15

Die Fondsmittel für diese Ziele verteilen sich wie folgt:

   96,33 % für Investitionen in Wachstum und Beschäftigung, 52,45 % davon gehen an weniger 
entwickelten Regionen, 10,24 % an Übergangsregionen und 15,67 % an stärker entwickelte Re-
gionen; 21,19 % sind für kohäsionsfondsgeförderte Mitgliedstaaten;

   2,75 % für die ETZ.

  Kofinanzierung

Unter Kofinanzierungssatz versteht man den Höchstbe-
trag der finanziellen Unterstützung aus den ESI-Fonds. 
Er reicht von 50 % in stärker entwickelten Regionen bis 
zu 85 % für einige der weniger entwickelten Regionen. 
Der Wert wird von der Kommission bei der Genehmi-
gung eines operationellen Programms festgelegt und 
gilt für jede OP-Prioritätsachse.

    Beschäftigungsinitiative für junge Menschen

Für die Beschäftigungsinitiative für junge Menschen 
wurden 3 Milliarden € aus dem ESF bereitgestellt, um 
in Regionen mit einem Anteil von über 25 % an Ju-
gendlichen, die weder in Arbeit noch in Ausbildung 
sind, die Jugendarbeitslosigkeit zu bekämpfen. Die 
Mitgliedstaaten müssen ihre Planung für die Jugend-
beschäftigungsinitiative in ihren Partnerschaftsverein-
barungen und operationellen Programmen festlegen. 
Die Maßnahmen können in Form eines eigenen OP, 
einer spezifischen Prioritätsachse eines OP oder eines 
Teils einer Prioritätsachse umgesetzt werden.

Europäischer Sozialfonds
Der Europäische Sozialfonds spielt im Zeitraum 2014–2020 eine wichtige Rolle bei der Förderung von 
Beschäftigung und sozialer Inklusion und der Unterstützung der Mobilität der Arbeitskräfte. Diese 
Ziele sind für die der Gewerkschaften von besonderer Relevanz, ihnen muss daher bei der Planung 
der Verwendung dieser Mittel und auch bei der Nutzung dieser Ressourcen zur Verbesserung der 
Arbeitsmarktbedingungen in den Mitgliedstaaten Mitsprache eingeräumt werden. Gewerkschaften 
spielen im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung, der auch für die Ziele des ESF von zentraler 
Bedeutung ist, eine wichtige Rolle. In diesem kurzen Abschnitt wird mit besonderem Augenmerk auf 
gewerkschaftsrelevante Aspekte dargelegt, wie der ESF genutzt werden kann.

   Investitionsprioritäten

Wie bereits erwähnt sieht der ESF vier spezifische thematische Ziele vor, die bei der Entwicklung von Part-
nerschaftsvereinbarungen und OP berücksichtigt werden müssen. Diese werden dann auf die nachstehend 
aufgeführten Investitionsprioritäten heruntergebrochen:

Im Rahmen des thematischen Ziels „Förderung nachhaltiger und hochwertiger Beschäftigung 
und Unterstützung der Mobilität der Arbeitskräfte“:

i. Zugang zu Beschäftigung für Arbeitsuchende und Nichterwerbstätige, einschließlich Langzeitar-
beitsloser und arbeitsmarktferner Menschen, auch durch lokale Beschäftigungsinitiativen und die 
Förderung der Mobilität der Arbeitskräfte; 
ii. Dauerhafte Eingliederung von jungen Menschen in den Arbeitsmarkt, insbesondere von solchen, 
die weder einen Arbeitsplatz haben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung absolvieren, 
darunter junge Menschen, denen soziale Ausgrenzung droht und die Randgruppen angehören, unter 
anderem durch die Anwendung der Jugendgarantie; 

Der Kofinanzierungssatz der  
einzelnen Prioritätsachsen:
•  85 % für die weniger entwickelten Regionen in 

Mitgliedstaaten, deren Pro-Kopf-BIP für den 
Zeitraum 2007–2009 im Durchschnitt unter 
85 % des EU-27-Durchschnitts lag;

•  80 % für die Regionen in Mitgliedstaaten, deren 
Pro-Kopf-BIP, das als Förderfähigkeitskriterium 
für den Programmplanungszeitraum 2007–
2013 verwendet wurde, weniger als 75 % des 
Durchschnitts der EU-25 betrug;

•  60 % für die Übergangsregionen;
•  50 % für die stärker entwickelten Regionen.
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iii. Selbstständigkeit, Unternehmergeist und Gründung von Unternehmen, einschließlich innovativer 
kleiner und mittlerer Unternehmen und Kleinstunternehmen; 
iv. Gleichstellung von Frauen und Männern auf allen Gebieten, einschließlich des Zugangs zur Be-
schäftigung und des beruflichen Aufstiegs, der Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben und der 
Förderung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für gleiche Arbeit; 
v. Anpassung der Arbeitskräfte, Unternehmen und Unternehmer an den Wandel; 
vi. Aktives und gesundes Altern; 
vii. Modernisierung der Arbeitsmarkteinrichtungen, wie etwa öffentliche und private Arbeitsverwaltungen, 
und Verbesserung der Anpassung an den Bedarf auf dem Arbeitsmarkt, unter anderem durch Maßnah-
men der Förderung der transnationalen Mobilität der Arbeitskräfte sowie durch Mobilitätsprogramme 
und die bessere Zusammenarbeit zwischen den Institutionen und den maßgeblichen Interessenträgern.

Im Rahmen des thematischen Ziels „Förderung der sozialen Inklusion und Bekämpfung von Armut 
und jeglicher Diskriminierung“ :

i. Aktive Inklusion, nicht zuletzt durch die Förderung der Chancengleichheit und aktiver Beteiligung, 
und Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit;
ii. Sozioökonomische Eingliederung marginalisierter Bevölkerungsgruppen, wie etwa der Roma; 
iii. Bekämpfung aller Formen der Diskriminierung und Förderung der Chancengleichheit; 
iv. Verbesserung des Zugangs zu erschwinglichen, nachhaltigen und qualitativ hochwertigen Dienst-
leistungen, u. a. Dienstleistungen im Bereich der Gesundheitsversorgung und Sozialdienstleistungen 
von allgemeinem Interesse; 
v. Förderung des sozialen Unternehmertums, der beruflichen Eingliederung in Sozialunternehmen 
und der Sozial- und Solidarwirtschaft zwecks Erleichterung des Zugangs zur Beschäftigung; 
vi. Auf örtlicher Ebene betriebene Strategien für lokale Entwicklung.

Im Rahmen des thematischen Ziels „Investitionen in Bildung, Ausbildung und Berufsbildung für 
Kompetenzen und lebenslanges Lernen“ :  

i. Verringerung und Verhütung der frühen Beendigung der Schullaufbahn und Förderung des 
gleichen Zugangs zu einer hochwertigen Früherziehung und einer hochwertigen Grund- und Se-
kundarbildung, darunter (formale, nichtformale und informelle) Bildungswege, mit denen eine 
Rückkehr in die allgemeine und berufliche Bildung ermöglicht wird; 
ii. Verbesserung der Qualität und Effizienz von, und Zugang zu, Hochschulen und gleichwertigen 
Einrichtungen zwecks Steigerung der Zahl der Studierenden und der Abschlussquoten, insbeson-
dere für benachteiligte Gruppen; 
iii. Förderung des gleichen Zugangs zum lebenslangen Lernen für alle Altersgruppen im forma-
len, nichtformalen und informellen Rahmen, Steigerung des Wissens sowie der Fähigkeiten und 
Kompetenzen der Arbeitskräfte sowie die Förderung flexibler Bildungswege, unter anderem durch 
Berufsberatung und die Bestätigung erworbener Kompetenzen; 
iv. Verbesserung der Arbeitsmarktrelevanz der Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung, 
Erleichterung des Übergangs von der Bildung zur Beschäftigung und Stärkung der Systeme der 
beruflichen Bildung und Weiterbildung und deren Qualität, unter anderem durch Mechanismen für 
die Antizipierung des Qualifikationsbedarfs, die Erstellung von Lehrplänen sowie die Einrichtung und 
Entwicklung beruflicher Bildungssysteme, darunter duale Bildungssysteme und Ausbildungswege.

Im Rahmen des thematischen Ziels "Verbesserung der institutionellen Kapazitäten von öffentli-
chen Behörden und Interessenträgern und der effizienten öffentlichen Verwaltung" :

i. Investitionen zugunsten der institutionellen Kapazitäten und der Effizienz der öffentlichen Ver-
waltungen und Dienste auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene im Hinblick auf Reformen, 
bessere Rechtsetzung und verantwortungsvolles Verwaltungshandeln; 
Diese Investitionspriorität gilt nur in Mitgliedstaaten, die für eine Förderung durch den Kohäsions-
fonds in Frage kommen, bzw. in solchen mit mindestens einer Region auf NUTS-Ebene 2 gemäß 
Artikel 90 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013. 
ii. Aufbau der Kapazitäten aller Interessenträger, die in den Bereichen Bildung, lebenslanges Lernen, 
Berufsbildung sowie Beschäftigung und Sozialpolitik tätig sind, unter anderem durch sektorale und 
territoriale Bündnisse, um Reformen auf den nationaler, regionaler und lokaler Ebene anzustoßen.   
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 Thematische Konzentration

Um die optimale Nutzung der ESF-Mittel zu unterstützen, müssen die Mitgliedstaaten einen Teil ihrer 
ESF-Mittel auf bis zu fünf Investitionsprioritäten konzentrieren. Der Mindestanteil von ESF-Mitteln, die 
auf diese Weise konzentriert werden müssen, ist regionsabhängig – 80 % in stärker entwickelten Re-
gionen, 70 % in Übergangsregionen und 60 % in weniger entwickelten Regionen. Stärker entwickelte 
Regionen müssen also einen größeren Teil ihrer ESF-Mittel auf die in der ESF-Verordnung aufgeführten 
Investitionsprioritäten konzentrieren.
Neben der thematischen Konzentration müssen noch mindestens 20 % der in jedem Mitgliedstaat 
insgesamt zur Verfügung stehenden ESF-Mittel in Maßnahmen zur Förderung der sozialen Inklusion 
und Bekämpfung der Armut investiert werden.

  Aufbau von Kapazitäten

Die Verwaltungsbehörden eines operationellen Programms müssen dafür sorgen, dass „ein ange-
messener Betrag der ESF-Mittel für den Kapazitätenaufbau – in Form von Schulungs- und 
Vernetzungsmaßnahmen und Maßnahmen zur Stärkung des sozialen Dialogs – sowie für 
gemeinsame Maßnahmen der Sozialpartner bereitgestellt wird“. Dies gilt nur für die weniger 
entwickelten und Übergangsregionen. Für stärker entwickelte Regionen besteht keine Verpflichtung 
ESF-Mittel für solche Maßnahmen zum Aufbau von Kapazitäten bereitzustellen.

  Weiterführende Literatur:

Website der Europäischen Kommission Regionalpolitik: http://ec.europa.eu/regional_policy/
Website der Europäischen Kommission für den ESF: http://ec.europa.eu/esf/
Dachverordnung: http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=celex:32013R1303
ESF-Verordnung: http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:32013R1304
Europäischer Verhaltenskodex für Partnerschaften: http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?u-
ri=uriserv:OJ.L_.2014.074.01.0001.01.ENG

B. ESF-Ausschuss und „strukturierter Dialog“

  ESF-Ausschuss

Der im AEUV verankerte ESF-Ausschuss ist dreigliedrig aufgebaut und erleichtert die Verwaltung des 
ESF durch die Mitgliedstaaten. Der Ausschuss setzt sich aus jeweils drei Vertretern (Regierung, Gewerk-
schaften und Arbeitgeber) der einzelnen Mitgliedstaaten zusammen. Die europäischen Sozialpartner, 
der EGB für die Gewerkschaften sowie BUSINESSEUROPE, UEAPME und CEEP für die Arbeitgeber, sind 
ebenfalls vertreten. Jede Ausschusssitzung findet unter Vorsitz der Kommission statt, weshalb dieses 
Forum eine einzigartige Gelegenheit für die Sozialpartner darstellt, Fragen im Zusammenhang mit 
der Programmplanung, Durchführung und Begleitung des ESF in den Mitgliedstaaten anzusprechen.

Der EGB ist der Ansicht, dass der Europäische Sozialfonds das Hauptinstrument für die Umsetzung der 
Strategie Europa 2020 in den Bereichen Beschäftigung, Arbeitsmarktpolitik, Mobilität, allgemeine und 
berufliche Bildung sowie soziale Inklusion sein sollte, und auf diese Weise zu intelligentem, nachhal-
tigem und integrativem Wachstum sowie zur Stärkung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen 
Zusammenhalts beiträgt.

Investitionen in Humankapital sind von entscheidender Bedeutung, um Europa aus der Krise zu führen. 
Der ESF ist der einzige Bereich der EU-Kohäsionspolitik – und das Hauptinstrument des EU-Haushalts –, 
der sich auf direkte Investitionen in Menschen und ihre Kompetenzen und Möglichkeiten konzentriert.

Partnerschaften und umfassende Einbindung der Sozialpartner in allen Phasen der Programmplanung, 
Durchführung und Begleitung von ESI-Fonds sind umso wichtiger für den ESF, sowohl hinsichtlich 
Partnerschaftsvereinbarungen zwischen der Europäischen Kommission und Mitgliedstaaten als auch 
operationellen Programmen.

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013R1304&from=de
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In diesem Zusammenhang ist es auch sehr wichtig, dass der ESF weiterhin die Entwicklung des sozialen 
Dialogs, insbesondere die Verstärkung des Aufbaus der Kapazitäten von Sozialpartnern, unterstützt. Dies 
sollte für die Mitgliedstaaten verpflichtend und nicht optional sein. In der neuen Verordnung ist zwar 
eine solche Verpflichtung enthalten, der EGB fordert jedoch, genauer festzulegen, dass mindestens 2 
% der ESF-Mittel für Aktivitäten der Sozialpartner bereitgestellt werden sollten.

Die Sozialpartner müssen auch Zugang zu technischer Hilfe haben, um nicht nur die Stärkung ihrer Kapa-
zitäten, sondern auch ihre Koordinierung und Vertretung in den Ad-hoc-Ausschüssen und Entscheidungs-
verfahren auf allen Ebenen sicherzustellen, die die operationellen Programme festlegen und durchführen. 

In diesem Zusammenhang ist die Stärkung des sozialen Dialogs eine unabdingbare Voraussetzung. 
Dies würde auch die Rolle des ESF im Einklang mit Artikel 6 der ESF-Verordnung – Bestimmung zum 
erforderlichen Kapazitätenaufbau der Sozialpartner für die Entwicklung des sozialen Dialogs auf allen 
Ebenen (europäisch, national, regional, sektoral und betrieblich) – stärken.

Der EGB setzt sich daher stark dafür ein, die vollständige Umsetzung des Partnerschaftsprinzips und 
sozialen Dialogs, insbesondere im ESF-Ausschuss, sicherzustellen.

  „Strukturierter“ Dialog

Was die Sozialpartner betrifft, so sieht die neue Verordnung keine jährliche Anhörung der europäi-
schen Sozialpartner vor. Nach der Durchführung eines Expertenaufrufs wurde kürzlich der sogenannte 
„strukturierte Dialog“ eingerichtet, dem einige Vertreter der europäischen Sozialpartner angehören, 
in der Mehrheit sind jedoch Vertreter von NRO und Städtenetzwerken. 

Die europäischen Sozialpartner haben in einem Schreiben an die Kommission eine spezifische Anhörung 
der Sozialpartner vor den Sitzungen des strukturierten Dialogs gefordert.

C. Partnerschaft, Europäischer Verhaltenskodex für  
Partnerschaften, Rolle der Gewerkschaften

Das Partnerschaftsprinzip sieht vor, dass die Sozialpartner im Rahmen einer echten Anhörung umfassend 
in die Verwaltung der Strukturfonds einzubeziehen sind.

Nach Ansicht des EGB muss das Partnerschaftsprinzip eine Schlüsselrolle bei der Sicherstellung spielen, 
dass die Maßnahmen der EU-Strukturfonds ordnungsgemäß ablaufen. Es sollte nicht einfach nur ein 
Grundprinzip der Kohäsionspolitik bleiben, es muss weiter gestärkt werden. 

Im Rahmen der Verordnungen zu den Europäischen Struktur- und Investitionsfonds war der von der 
Kommission in Form eines delegierten Rechtsakts auf Grundlage des Partnerschaftsprinzips gemäß 
Artikel 5 der neuen Verordnung vorgelegte „Europäische Verhaltenskodex für Partnerschaften“ von-
nöten. Jetzt wurde dies genau umgesetzt.

Der EGB unterstützte den Vorschlag, einen europäischen Verhaltenskodex einzuführen, der die Mit-
gliedstaaten zur Erfüllung des Partnerschaftsprinzips verpflichtet. Anstatt des bloßen Verweises auf 
„geltende innerstaatliche Regelungen und Praktiken“ wird darin ein solches Prinzip wie auch die Rolle 
der einzelnen Partner auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene klar festgelegt. Wichtig ist der Kodex 
insbesondere, um zwischen den verschiedenen Rollen der Sozialpartner und der anderer Stakeholder 
aus der Zivilgesellschaft zu unterscheiden. 

Der EGB ist diesbezüglich der Meinung, dass die aktuelle Form der Anhörung der Sozialpartner im 
ESF-Ausschuss zusammen mit den Mitgliedstaaten eine gute Basis für eine Ausweitung auf alle ESI-Fonds 
sein könnte. Ein ständiger dreigliedriger Ausschuss (EU-Kommission, Mitgliedstaaten, Sozialpartner) für 
die ESI-Fonds sollte eingerichtet werden, gleichzeitig jedoch der bestehende ESF-Ausschuss in seiner 
jetzigen Form weitergeführt werden.

Darüber hinaus müssen die Sozialpartner Zugang zu technischer Hilfe haben, um nicht nur die Stär-
kung ihrer Kapazitäten, sondern auch ihre Koordinierung und Vertretung der Sozialpartner in den 
Ad-hoc-Ausschüssen auf allen Ebenen sicherzustellen, die die operationellen Programme festlegen 
und durchführen.



Im Programmplanungszeitraum 2014–2020 gibt es, erstmals, eine Verpflichtung in Form einer rechts-
verbindlichen Verordnung der Kommission, Partner in die Vorbereitung, Durchführung, Begleitung und 
Bewertung der Programme einzubinden. Diese Verordnung ist ein Ausdruck des Stellenwerts, den die 
Kommission dem Partnerschaftsprinzip beimisst. Nachfolgend die Kernpunkte.
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Gemeinsamer 
Strategischer 

Rahmen

Partner-
schafts-verein-

barung

Operationelle(s) 
Programm(e)

Verwaltung der 
Programme/

Projektauswahl

Begleitung/ 
jährliche Bericht-

erstattung

   Partnerschaftsvereinbarungen und operationelle Programme

Der Europäische Verhaltenskodex für Partnerschaften verpflichtet die Mitgliedstaaten, in der Phase der 
Ausarbeitung der Partnerschaftsvereinbarung und der Vorbereitung der operationellen Programme relevante 
Partner zu ermitteln (regionale Akteure, Wirtschafts- und Sozialpartner und aus der Zivilgesellschaft).

In Bezug auf die Partnerschaftsvereinbarung müssen diese Partner dann rechtzeitig konsultiert und 
hinreichend informiert werden im Hinblick auf:

a)  die Analyse der Unterschiede, Entwicklungserfordernisse und das Wachstumspotenzial un-
ter Bezugnahme auf die thematischen Ziele, einschließlich derer aus den länderspezifischen 
Empfehlungen;

b)  die Zusammenfassung der Ex-ante-Konditionalitäten der Programme und die wichtigsten 
Ergebnisse der Ex-ante-Bewertung der Partnerschaftsvereinbarung, die auf Initiative des Mit-
gliedstaats durchgeführt wird;

c)  die Auswahl der thematischen Ziele, die als Richtwert dienende Zuweisung der ESI-Fonds-Mittel 
und ihre wichtigsten erwarteten Ergebnisse;

d)  die Auflistung der Programme und Mechanismen auf nationaler und regionaler Ebene, die die 
Koordination zwischen den ESI-Fonds untereinander und mit anderen Unions- oder nationalen 
Finanzierungsinstrumenten und mit der Europäischen Investitionsbank sicherstellen;

e)  die Vorkehrungen zur Gewährleistung eines integrierten Ansatzes für die Nutzung der ESI-
Fonds für die territoriale Entwicklung von städtischen, ländlichen, Küsten- und Fischwirtschafts-
gebieten und Gebieten mit territorialen Besonderheiten;

f)  die Vorkehrungen zur Gewährleistung eines integrierten Ansatzes für die Thematisierung der 
besonderen Bedürfnisse der geografischen Gebiete, die am stärksten von Armut betroffen 
sind, und der am stärksten von Diskriminierung oder Ausgrenzung bedrohten Zielgruppen, 
mit besonderem Augenmerk auf marginalisierten Gemeinschaften;

g)  die Umsetzung der bereichsübergreifenden Grundsätze aus den Artikeln 5, 7 und 8 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1303/2013.

Bezüglich der operationellen Programme müssen die ermittelten Partner konsultiert werden in Hinblick auf:

a) die Bedarfsanalyse und -ermittlung;

b) die Definition oder Auswahl von Prioritäten und damit verbundenen spezifischen Zielen;

c) die Zuweisung von Finanzmitteln;

d) die Definition der programmspezifischen Indikatoren;

e)  die Umsetzung der bereichsübergreifenden Grundsätze aus den Artikeln 7 und 8 der Verord-
nung (EU) Nr. 1303/2013;

f) die Zusammensetzung des Begleitausschusses.
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  Begleitausschuss

Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, Wirtschafts- und Sozialpartner in den Begleitausschuss aufzu-
nehmen. Der Mehrwert einer Einbeziehung der Sozialpartner sollte nicht auf die Konsultation bezüg-
lich der Partnerschaftsvereinbarungen und operationellen Programme beschränkt werden, und es ist 
wichtig für die Gewerkschaften, in den Begleitausschüssen einen aktiven Betrag zu leisten und dass 
dieser auch anerkannt wird. Der Europäische Verhaltenskodex für Partnerschaften sieht vor, dass die 
Verfahrensregelungen des Begleitausschusses die Einbeziehung der Partner berücksichtigen müssen. 

  Einreichung von Projekten

Die Gewerkschaften können bei jeder Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen bezüglich eines 
operationellen Programms in ihrer Region eine Förderung beantragen. Förderung der Geschlechter-
gleichstellung, Maßnahmen zur Weiterbildung und Umschulung von Arbeitnehmern und Stärkung der 
institutionellen Kapazitäten (einschließlich Projekten zur Förderung des sozialen Dialogs) sind einige 
Beispiele für Bereiche, in denen die Gewerkschaften dank ihres Know-hows eine wirksame Verwen-
dung der ESI-Fonds sicherstellen können. Einige Beispiele früherer Gewerkschaftsprojekte sind dem 
Abschnitt 3 zu entnehmen. 

  Aufbau von Kapazitäten und technische Hilfe

Wie oben erwähnt sieht die ESF-Verordnung ausdrücklich vor, dass in den weniger entwickelten und 
Übergangsregionen ein „angemessener Betrag“ der ESF-Mittel für die Stärkung der institutionellen 
Kapazitäten der Partner aufgewendet werden soll.

In Artikel 17 des Europäischen Verhaltenskodex für Partnerschaften wird auf die Bedeutung der 
institutionellen Kapazitäten der Partner und die Möglichkeit diesbezüglicher Nutzung technischer Hilfe 
hingewiesen. Der technischer Hilfe zugewiesene Betrag darf nicht höher sein als 4 % des Betrags aus 
den Fonds, der den operationellen Programmen in einem Mitgliedstaat insgesamt zugewiesen ist. Ar-
tikel 58 und 59 der Dachverordnung, regeln die Nutzung technischer Hilfe für alle ESI-Fonds. Einige 
der möglichen Maßnahmen sind:

•  Unterstützung für die Stärkung der Institutionen und den Ausbau administrativer Kapazi-
täten für eine effektive Verwaltung der ESI-Fonds;

•  Maßnahmen zur Verbreitung von Informationen, Unterstützung von Vernetzung, Durch-
führung von Kommunikationsmaßnahmen, Sensibilisierung und Förderung der Zusam-
menarbeit und des Erfahrungsaustauschs;

•  die Verbreitung bewährter Verfahren, um die Mitgliedstaaten dabei zu unterstützen, die 
Leistungsfähigkeit der relevanten Partner zu stärken.

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013R1304&from=de
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0240&from=de
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013R1303&from=de
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Projektbeispiel – Rumänien
Projektname

   Career Caravan (mobile Jobmesse) – reibungsloser  
Übergang von der Schule ins Erwerbsleben  
(Caravana carierei - tranzitie lina de la scoala in piata muncii) –  
4,5 Mio. Euro

Beteiligte Organisation(en)

Antragsteller:  Blocul Naţional Sindical (Nationaler Gewerkschaftsblock)

Partner:  1.  Rumänien – Rumänisch-Deutsche Universität, Hermannstadt (Universität,  
Bildungseinrichtung) – Berufsberatung und -orientierung 

  2.  S.C. Technical Training SRL, Bukarest (Bildungsdienstleister, lebenslanges 
Lernen) – Karriereplanung und -beratung 

  3.  Mesogeiako Symvouleftiko Systema SA, Griechenland (Personalfortbildung) – 
Beispiele für bewährte Verfahren

In Anspruch genommener Strukturfonds

Der Nationale Gewerkschaftsblock (BNS) entwickelte im Jahr 2010 eines der größten Projekte für 
junge Menschen in Rumänien. Das Projekt wurde vom Europäischen Sozialfonds ausgewählt und 
gefördert – sektorales operationelles Programm – Entwicklung der Humanressourcen 2007–2013.

BNS war und ist immer noch der einzige Gewerkschaftsverband in Rumänien, der sich an die Ent-
wicklung und Umsetzung groß angelegter Projekte für traditionell nicht gewerkschaftlich organisierte 
Zielgruppen heranwagt. Das Projekt „Career Caravan“ konnte positiven Einfluss auf den Karriereweg 
von rund 23 000 Schulabsolventen nehmen.

•   Strategisches Projekt, kofinanziert vom Europäischen Sozialfonds im Rahmen des 
Programms „In Menschen investieren“

•   Projektbudget: 8 334 800,00 Ron

Tätigkeitsbereich/operationelle Programme

•   Prioritätsachse Nr. 2: „Corelarea învţţţrii pe tot parcursul vieţii cu piaţa muncii”  
(Zusammenhang zwischen lebenslangem Lernen und Arbeit)

•   Hauptinterventionsbereich 2.1: „Tranziţia de la ţcoalţ la viaţa activţ”  
(Übergang von der Schule ins Berufsleben)

Ziele/Zweck des Projekts

Allgemeines Ziel: Möglichkeiten für flexible Übergänge von der Schule ins Berufsleben zur Steigerung 
der Beschäftigungsfähigkeit junger Schulabsolventen

Inhalt des Projekts

   Spezifische Ziele:

•   Künftigen Absolventen im Rahmen von Informationsveranstaltungen des „Career Caravans“, 
an der 3500 Schüler und Studierende teilnahmen, Karrieremöglichkeiten aufzeigen; Teams 
von „Career Caravan“ besuchten 42 Bildungseinrichtungen (zwei Hochschulen in jedem 
Kreis der Projektregionen Nordwesten, Westen, Südwesten und Zentrum); 
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•   Stärkung der Fähigkeiten künftiger Absolventen bezüglich der Arbeitsplatzsuche und Ein-
stellung; 

•   Studierende über Möglichkeiten eines stufenweisen Einstiegs in den Arbeitsmarkt informieren 
und beraten; 

•   Menschen im erwerbsfähigen Alter für die Entwicklung einer „Kultur des aktiven Alterns“ 
interessieren; 

•   Präsentation von Karrierebahnen im Einklang mit den Anforderungen und Bedingungen 
des Arbeitsmarktes.

  Projektlaufzeit: 36 Monate  

  Zeitraum: 1. November 2010 bis 31. Oktober 2013  

  Aktivitäten:

•   Entwicklung und Verbesserung des „Career Caravan“-Konzepts anhand bewährter Ver-
fahren aus den EU-Ländern 

•   Interaktion zwischen der Bildungswelt und wirtschaftlichen Akteuren am Arbeitsmarktes 
auf regionaler und lokaler Ebene 

•   Entwicklung und Aufbau des „Career Caravan“

•    „Career Caravan“ besuchte 42 Schulen in 21 Kreisen des Projektgebiets (Nordwesten, 
Westen, Zentrum, Südwesten). 

•   Einrichtung von acht Zentren für Karriereentwicklung 

Ergebnisse des Projekts

Career Caravan

•   Direkte Berufsberatung und -orientierung für ca. 10 693 Lernende in ihren Abschluss-
jahren der Sekundarstufe 

•   130 Partnerschaften mit Schulen 

•   1050 Gewinner von Preisen (Netbooks)

•   Rund 21 000 junge Menschen in 8 Regionen Rumäniens informiert und beraten 

•   8 Beratungsstellen mit IKT-Einrichtungen und Angebot von professioneller Berufsbera-
tung und -orientierung

•   8 Regionalpläne zur Förderung der Eingliederung junger Menschen in den Arbeitsmarkt. 
Diese Pläne bildeten die Grundlage der nationalen Strategie. 

•   1 Online-Plattform, die als Kommunikationsdrehscheibe zwischen jungen Menschen und 
den wirtschaftlichen und sozialen Akteuren dient, die beim Einstieg in den Arbeitsmarkt 
behilflich sein können.  

Herausforderungen

Gesammelte Erfahrungen und Herausforderungen

Die junge Generation hat keine klare Perspektive, und die menschlichen und sozialen Werte, die 
früher Stabilität verliehen, sind nur schwach ausgeprägt. 

Die jungen Menschen von heute benötigen Orientierung und Schutz sowie spezielle Programme und 
Projekte für die Eingliederung in einen sehr dynamischen und wettbewerbsorientierten Arbeitsmarkt.

Die Erkenntnisse des Teams aus professionellen Beratern und Mitarbeitern für die Umsetzung nach 
Abschluss des Projekts „Career Caravan“ waren: 

•   Rumänische Jugendliche in den letzten Jahren der Sekundarstufe wollen rund um die 
Uhr zugängliche integrierte Dienste. 
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•   Kommunikation in Gruppen, schneller Zugang zu Informationen, auch über soziale 
Netzwerke, sind Grundbedürfnisse für die jüngere Generation. Nur die Kommunikation 
in der Familie oder in den Schulen ist für sie nicht ausreichend. 

•   Es besteht dringender Handlungsbedarf bezüglich Änderungen der Rechtsvorschriften 
für den Jugendsektor im Allgemeinen und den Zugang junger Menschen zum Arbeits-
markt im Besonderen. Ein Beispiel ist das kürzlich geänderte Lehrlingsgesetz, das jetzt 
den Zugang zum Arbeitsmarkt für junge Menschen erleichtert.

•   Informationsmangel, Kluft zwischen Schule und Arbeitsmarkt, ineffiziente Kommunika-
tion zwischen wirtschaftlichen und sozialen Akteuren und deutlich unter den Erwartun-
gen liegende Löhne und Gehälter haben Verwirrung und Angst unter den Jugendlichen 
gestiftet, was sie vom Eintritt in den Arbeitsmarkt abhält. 

•   Der Lehrplan ist übermäßig theoretisch ausgerichtet, ein moderner und praktischer 
Ansatz kommt dabei zu kurz, was sich negativ auf das Interesse junger Menschen an 
Bildung auswirkt.

Wurde bereits ein ähnliches Projekt im Rahmen eines ESI-Fonds 
durchgeführt? Wenn ja, bitte kurz das vorherige Projekt und 
die Verbindung mit dem aktuellen beschreiben.

BNS war der Hauptantragsteller von zwei weiteren Projekten:

    ESTHR - Integriertes Maßnahmenpaket für die Entwicklung der Rolle der Frau in der rumä-
nischen Gesellschaft (Budget von ca. 2,5 Millionen Euro)

   Inkubator für die Sozialwirtschaft in der Region Bukarest-Ilfov (Budget von ca. 400 000 Euro)

Beide sollten benachteiligte Bevölkerungsgruppen (Frauen, Langzeitarbeitslose, Menschen mit Be-
hinderungen, Angehörige der Roma-Minderheit, Menschen ohne formalen Bildungsabschluss) un-
terstützen, und indirekt wurden auch Jugendliche angesprochen, um sie über den Arbeitsmarkt, 
Techniken der Arbeitssuche und ihre Rechte und Pflichten als Arbeitnehmer aufzuklären. Die große 
Zahl von Fällen im Rahmen dieser Projekte hat uns auf die Idee gebracht, spezielle Maßnahmen für 
junge Menschen zu entwickeln und umzusetzen.

Sind in Zukunft ähnliche bzw. daran anknüpfende Projekt geplant? 
Wenn ja, bitte kurz das geplante Projekt und die Verbindung mit 
dem aktuellen beschreiben.

•   Als logische Fortführung der mit dem Projekt „Career Caravan“ begonnen Bemühungen 
wurde der Nationale Gewerkschaftsblock (BNS) im Sommer 2013 dank Goodwill, Erfahrung 
und Professionalismus in das Projekt „Jugendgarantie“ eingebunden.

•   BNS ist ein Partner in diesem neuen, in Rumänien vom Beschäftigungsministerium zusam-
men mit dem Nationalen Rat kleiner und mittlerer Privatunternehmen (CNIPMMR) und 
dem Jungunternehmerverband durchgeführten Projekt.
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Projektbeispiel – Polen
Projektname

„Verstöße gegen die Menschenwürde am Arbeitsplatz“

Beteiligte Organisation(en)

Projektleiter: OPZZ (Gesamtpolnischer Gewerkschaftsverband)
Partnerorganisation: staatliche Gewerbeaufsicht

In Anspruch genommener Strukturfonds

2007-2013 ESF (PO KL) 1 677 437,77 PLN

Tätigkeitsbereich/operationelle Programme

HUMANKAPITAL operationelles Programm Priorität II: Entwicklung von Humanressourcen, Anpas-
sungspotenzial von Unternehmen und Verbesserung des Gesundheitszustands der Erwerbstätigen

Spezifisches Ziel 1: Weiterentwicklung und Verbesserung der Funktionsweise von Systemunterstüt-
zung im Hinblick auf die Anpassungsfähigkeit von Arbeitnehmern und Unternehmen

Ziele/Zweck des Projekts

Hauptziel des Projekts war, 600 leitenden OPZZ-Funktionären Kenntnisse bezüglich der Identifizierung, 
Bewältigung und Verhütung von Diskriminierungs- und Belästigungsphänomenen zu vermitteln.

Inhalt des Projekts

Laufzeit: 01.08.2012-30.04.2014

Die Partnerschaft wurde auf der Grundlage von Aktionen von Partnern eingerichtet, die sich aus der 
gemeinsamen Projektvorbereitung ergaben. Die Partnerschaft beruhte auf inhaltlicher Zusammenar-
beit zwischen Einrichtungen – der OPZZ-Sektion Arbeitsverhältnisse und dem Büro für die Kontrolle 
der Einhaltung der Arbeitnehmerrechte. Die Initiative war leistungsbasiert ohne Geldflüsse zwischen 
den Partnern, die sich regelmäßig (vierteljährlich) im Rahmen der Lenkungsgruppe (GS) trafen, um 
die Durchführung des Projekts und mögliche Konsultation zu überwachen.

Hauptaktivitäten:

•   600 leitenden OPZZ-Funktionären aus 16 Woiwodschaften Kenntnisse und Kompetenzen 
bezüglich der Identifizierung und Verhütung des Phänomens Menschenrechtsverletzung 
am Arbeitsplatz vermitteln.

•   32 Vertretern von 16 OPZZ auf Ebene der Woiwodschaften Know-how und Instrumente 
für die Umsetzung und Verbreitung (Coaching, Workshops) auf dem Gebiet der Iden-
tifizierung und Verhütung des Phänomens Menschenrechtsverletzung am Arbeitsplatz 
bereitstellen.

•   Vertreter der Sozialpartner, insbesondere OPZZ-Aktivisten, Kenntnisse über bewährte 
Verfahren bezüglich Antidiskriminierung und Gleichstellung in Polen und Europa ver-
mitteln und den Meinungs- und Erfahrungsaustausch ermöglichen.
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Ergebnisse des Projekts

Alle Projektziele wurden erreicht.  

Die wichtigste Erkenntnis aus dem Projekt war, dass es sich in Polen aufgrund der zu hohen Kosten 
und sehr mageren Auswirkungen nicht auszahlt, den Rechtsweg zu beschreiten, Verhütung ist daher 
diesbezüglich von großer Bedeutung.

Herausforderungen

Die größte Herausforderung war das für ein sehr eng gestecktes Thema sehr intensive Schulungs-
programm.

Es gab keine Probleme bezüglich der Anwerbung und Teilnahme, da dieses Thema für die Arbeit-
nehmer von großem Interesse ist. 

Wurde bereits ein ähnliches Projekt im Rahmen eines ESI-Fonds 
durchgeführt? Wenn ja, bitte kurz das vorherige Projekt und 
die Verbindung mit dem aktuellen beschreiben.

Im Zeitraum 01.10.2011–31.03.2013 wurde das Projekt „Kenne Deine Rechte bei der Arbeit - Kom-
petenzförderung für OPZZ-Aktivisten und Arbeiternehmer“ durchgeführt. 

OPZZ hat 512 Führungskräften Fachkenntnisse zu Arbeitnehmerrechten und Instrumenten für ihre 
Umsetzung und Förderung vermittelt. Der Gesamtpolnische Gewerkschaftsverband (OPZZ) und die 
staatliche Gewerbeaufsicht beabsichtigten den Wissensstand bezüglich der Rechte und Pflichten bei 
der Arbeit, den Vorschriften für den Abschluss und die Beendigung von Beschäftigungsverhältnissen, 
Arbeitszeitkonten, Urlaub, Erziehungsurlaub, des Diskriminierungsverbots wie auch der Verpflich-
tungen des Arbeitgebers, für sichere und gesunde Arbeitsbedingungen zu sorgen, zu erhöhen. 

Das Projekt richtete sich an Mitglieder des Leitungsgremiums der Gewerkschaft, die für die Durch-
führung einer Informationskampagne am Arbeitsplatz verantwortlich sind. Zur Unterstützung dieser 
Maßnahme gab es 5 Flugblätter zu verschiedenen Themen und zwei Fachpublikationen. Im Rahmen 
des Projekts wurden für Vertreter der beiden OPZZ-Ausschüsse auf Provinzebene auch Schulungen 
zum Thema Arbeitnehmerrechte durchgeführt.

Das Projekt endete mit einem Bericht über Stress am Arbeitsplatz, der auch eine Analyse der häufigs-
ten Stressfaktoren enthielt. Dies führte dann direkt zu der Idee „Verstöße gegen die Menschenwürde 
am Arbeitsplatz“.

Sind in Zukunft ähnliche bzw. daran anknüpfende Projekt geplant? 
Wenn ja, bitte kurz das geplante Projekt und die Verbindung mit 
dem aktuellen beschreiben.

Abhängig von den künftigen Bedürfnissen und Fördermöglichkeiten.
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Projektbeispiel – Deutschland
Projektname

ESF-Sozialpartnerrichtlinie „weiter bilden“: Förderung der beruflichen Weiterbildung von Beschäftigten 

Beteiligte Organisation(en)

Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Bundesverband, Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände (BDA), Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)

In Anspruch genommener Strukturfonds

2009–2013/140 Millionen Euro/ESF
2014–2020/70 Millionen Euro/ESF

Tätigkeitsbereich/operationelle Programme

Die Initiative fördert Aktivitäten der Sozialpartner, insbesondere im Hinblick auf die Steigerung der 
Anpassungs- und Wettbewerbsfähigkeit der Beschäftigten und Unternehmen unter den sich wan-
delnden Bedingungen am Arbeitsmarkt.

Ziele/Zweck des Projekts

•   Maßnahmen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für betriebliche Weiterbildung
•   Weiterbildungsmaßnahmen im Betrieb

Die Förderung setzt eine branchenbezogene, von den jeweils zuständigen Sozialpartnern getroffene 
Vereinbarung zur Weiterbildung voraus. Darin sollen die jeweiligen prioritären Ziele, Handlungs-
schwerpunkte und Qualifikationsbedarfe konkret benannt sein. 

Antragsberechtigt sind Tarifvertragspartner und Sozialpartner zur Umsetzung von bestehenden Qua-
lifizierungstarifverträgen.

Inhalt des Projekts

Eine Steuerungsgruppe (Arbeitgeberverband, Gewerkschaften, Ministerium) entscheidet über die 
Projekte. Eine Regiestelle ist im Auftrag der Steuerungsgruppe für organisatorische Belange und die 
Umsetzung des Gesamtprogramms zuständig. Sie wird gemeinsam vom Forschungsinstitut Betrieb-
liche Bildung (f-bb) und dem DGB Bildungswerk getragen. Das Bundesverwaltungsamt entscheidet 
über die Gewährung von Finanzhilfen.  

Ergebnisse des Projekts

•  207 Projekte
•  Unterstützung von rund 150 000 Arbeitnehmern und 2000 Unternehmen
•  Unterstützung von 48 Qualifizierungstarifverträgen
•  69 neue Vereinbarungen im Geltungszeitraum
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Fünf Projektarten:

  Durchführung von Schulungsprogrammen
  Ermittlung des Ausbildungsbedarfs in den Sektoren
  Aufbau von Personalentwicklungsstrukturen
  Motivation der Zielgruppen
  Aufbau vernetzter Strukturen

Herausforderungen

Ausbau der Beratungsstrukturen, Unterstützung von Qualifizierungstarifverträgen, Zusammenarbeit 
der Sozialpartner im Bereich Weiterbildung entwickelt sich.

Wurde bereits ein ähnliches Projekt im Rahmen eines ESI-Fonds 
durchgeführt? Wenn ja, bitte kurz das vorherige Projekt und 
die Verbindung mit dem aktuellen beschreiben.

Nein.

Sind in Zukunft ähnliche bzw. daran anknüpfende Projekt geplant? 
Wenn ja, bitte kurz das geplante Projekt und die Verbindung mit 
dem aktuellen beschreiben.

Ja. Ende des Jahres wird eine neue Richtlinie für die ESF-Förderperiode 2014–2020 herausgebracht.

Handlungsfelder: Fortbildung und Gleichstellung.
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Projektbeispiel – Spanien
Projektname

Technische Hilfe für Sozialpartner bezüglich Prozessen des sozialen Dialogs auf territorialer Ebene

Beteiligte Organisation(en)

Leiter : •   Servei d’Ocupació de Catalunya (SOC, Arbeitsverwaltung von Katalonien) 
Partner :

•   Unió General de Treballadors de Catalunya (UGT Katalonien)
•   Comissions Obreres de Catalunya (CCOO Katalonien)

Die Partner sind mit der Ausführung des Projekts betraut.

In Anspruch genommener Strukturfonds

Programmplanungszeitraum: 2006–2010
In Anspruch genommener Strukturfonds: Europäischer Sozialfonds
Jährlicher Betrag: 390 655,67 €
Gesamtbetrag für die vierjährige Projektlaufzeit: 1 562 622,68 €

Tätigkeitsbereich/operationelle Programme

Unterstützung und Bewertung des Prozesses des sozialen Dialogs und lokale Entwicklung

Ziele/Zweck des Projekts

Förderung des sozialen Dialogs bei den entsprechenden Organisationen auf territorialer Ebene 
(Verwaltung, Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände)

Inhalt des Projekts

Ziele des Projekts :

•  Förderung der Entwicklung von neuen Prozessen des sozialen Dialogs auf territorialer 
Ebene;

•  Bewertung der Prozesse des sozialen Dialogs;
•  Schaffung von Synergien mit anderen Sozialpartnern des Gebiets, um einen Konsens 

bezüglich Beschäftigungsmaßnahmen herzustellen und diese zu optimieren;
•  Bereitstellung technischer Hilfe für Gewerkschaftsvertreter zu Prozessen des sozialen 

Dialogs auf territorialer Ebene in Bezug auf Beschäftigungsmaßnahmen.

Die Projektlaufzeit ist in zwei Phasen aufgeteilt: 2006–2008 und 2008–2010.

Was die Struktur anbelangt, gibt es einen Leiter sowie 11 technische Referenten von der Dienststelle UPD 
(Unitat de Promoció i Desenvolupament – Referat für Förderung und Entwicklung).

Ergebnisse des Projekts

Sowohl die allgemeinen als auch die besonderen Ziele des Projekts wurden erreicht durch:

•  die Erstellung von Analyse- und Bewertungsberichten zur Lage des sozialen  
Dialogs im Gebiet;

•  die Ausarbeitung von Vorschlägen zur Verbesserung dieser Lage.
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Herausforderungen

Herausforderungen waren:

   Ausstattung der territorialen Ebene mit einem Instrument für technische Hilfe im Rah-
men der neuen Prozesse des sozialen Dialogs, die im Zuge der Dezentralisierung der 
SOC (Arbeitsverwaltung von Katalonien) eingerichtet wurden;

   Förderung der technischen Entwicklung in den neuen Prozessen des sozialen Dialogs;

   Analyse der einzelnen Verfahrensweisen in Bezug auf aktive arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen.

Wurde bereits ein ähnliches Projekt im Rahmen eines ESI-Fonds 
durchgeführt? Wenn ja, bitte kurz das vorherige Projekt und 
die Verbindung mit dem aktuellen beschreiben.

Nein.

Sind in Zukunft ähnliche bzw. daran anknüpfende Projekt geplant? 
Wenn ja, bitte kurz das geplante Projekt und die Verbindung mit 
dem aktuellen beschreiben.

Nein.
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VORWORT
Am 21. Dezember 2013 traten nach mehr als zweijähriger Verhandlung die Verordnungen über die Europäischen Struktur- und Investiti-

onsfonds für den Zeitraum 2014-2020 in Kraft. 

Diese Verordnungen enthalten die Regelungen für die Planung und Umsetzung der Investitionsprojekte durch die Mitgliedstaaten, für die 

sie für den Zeitraum von sieben Jahren Unterstützung in Höhe von 325 Mrd. EUR aus den Europäischen Strukturfonds erhalten können. 

Von diesen Finanzmitteln sollen über den Europäischen Sozialfonds mehr als 70 Mrd. EUR in das Humankapital investiert werden. Erst-

malig wird es für den Europäischen Sozialfonds einen garantierten Mindestanteil an den gesamten Kohäsionsmitteln geben. Ebenso 

wurden mehr als 6 Mrd. EUR speziell für die Unterstützung junger Menschen im Rahmen der Beschäftigungsinitiative für junge Men-

schen vorgesehen.

Damit diese Finanzmittel einen maximalen Wirkungsgrad entfalten, ist es entscheidend, dass die staatlichen Stellen der Mitgliedstaaten 

auf allen Ebenen – national, regional und lokal – eng miteinander und in partnerschaftlicher Weise mit den Gewerkschaften, Arbeit-

gebern, Nichtregierungsorganisationen und weiteren zuständigen Stellen, beispielsweise zur Förderung der sozialen Eingliederung, der 

Geschlechtergleichstellung und der Gleichbehandlung, zusammenarbeiten.

Durch die Beteiligung der Partner an der Planung, Umsetzung, Überwachung und Evaluierung der aus den EU-Fonds geförderten Projekte 

werden die Mitgliedstaaten besser sicherstellen können, dass die Finanzmittel dort in bestmöglicher Weise investiert werden, wo sie am 

meisten gebraucht werden. 

Alle Mitgliedstaaten werden diese Regelungen für die Vorbereitung und Umsetzung der Programme für den Zeitraum 2014-2020 ein-

halten müssen. 

Im Ergebnis werden die Mitgliedstaaten dafür Sorge tragen müssen, dass sämtliche relevanten Sichtweisen bei der Ermittlung der Priori-

täten für die Finanzmittel sowie der Gestaltung und Umsetzung der effektivsten Investitionsstrategien berücksichtigt werden.

Dieser gestärkte partnerschaftliche Ansatz ist eine der wichtigsten Neuerungen, die die EU in die neue Kohäsionspolitik aufgenom-

men hat.

Wir glauben, dass sie einen bedeutsamen Beitrag dafür leisten wird, sicherzustellen, dass jeder Euro aus den Europäischen Struktur- und 

Investitionsfonds in der effektivsten Weise ausgegeben wird, um den wirtschaftlichen und sozialen Herausforderungen zu begegnen, die 

heute bis zum Jahr 2020 vor Europa liegen.

László Andor  

Kommissar für Beschäftigung, Soziales und Integration
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1. EINLEITUNG

Die Partnerschaft ist ein seit langem geltender Grundsatz 

bei der Umsetzung der gemeinsam verwalteten Finanzmit-

tel der Europäischen Union, insbesondere des Europäischen 

Sozialfonds (ESF). Der Grundsatz der Partnerschaft impliziert 

eine enge Zusammenarbeit zwischen der Kommission und 

Behörden auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene in den 

Mitgliedstaaten, Sozialpartnern und Stellen, die die Zivilgesell-

schaft vertreten. 

Partnerschaften bieten einen klaren Mehrwert bei der Ver-

besserung der Effektivität der Umsetzung der Europäischen 

Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds). Sie verbessern das 

Engagement und die Eigenverantwortung für politische Maß-

nahmen der Union auf kollektiver Ebene, sie vergrößern das 

vorhandene Wissen, Fachwissen und erweitern den Horizont 

bei der Gestaltung und Umsetzung der Strategien, und sie sor-

gen zudem für eine größere Transparenz bei Entscheidungs-

prozessen.

Der Grundsatz der Partnerschaft wird jetzt für sämtliche ESI-

Fonds bekräftigt. Artikel 5 der Verordnung mit den gemeinsa-

men Bestimmungen bildete in der Tat die Rechtsgrundlage für 

die Annahme eines delegierten Rechtsakts zum Europäischen 

Verhaltenskodex für Partnerschaften, welcher die Mitgliedstaa-

ten bei der Gestaltung sinnvoller Partnerschaften mit den rele-

vanten Interessenträgern unterstützen soll.

Nachfolgend werden die wichtigsten Grundsätze des Europäi-

schen Verhaltenskodex für Partnerschaften aufgeführt:

• Die ausgewählten Partner sollten die repräsentativsten re-

levanten Interessenträger sein.

• Die Auswahlverfahren sollten transparent sein und die un-

terschiedlichen institutionellen und rechtlichen Rahmen der 

Mitgliedstaaten berücksichtigen. 

• Die Partner sollten in die Vorbereitung und Umsetzung der 

Partnerschaftsvereinbarungen und Programme eingebun-

den werden. Zu diesem Zweck müssen verfahrenstechni-

sche Mindestvorschriften für eine rechtzeitige, sinnvolle und 

transparente Konsultation der Partner (d. h. ausreichend 

Zeit für die Konsultation, Verfügbarkeit der Dokumente 

usw.) festgelegt werden.

• Die Partner sollten während des gesamten Zyklus (d. h. der 

Vorbereitung, Umsetzung, Begleitung und Bewertung) in 

den Begleitausschüssen der Programme vertreten sein.

• Eine wirksame Partnerschaft sollte sichergestellt werden, 

indem die institutionelle Kapazität der relevanten Partner 

durch Aktivitäten zum Aufbau von Kapazitäten gestärkt 

wird, welche sich speziell an Sozialpartner und Vetreter der 

Zivilgesellschaft wenden, die an den Programmen beteiligt 

sind.

• Der Erfahrungsaustausch und das gegenseitige Lernen sol-

len erleichtert werden, insbesondere durch die Einrichtung 

einer Community of Practice für Partnerschaften, die sämt-

liche ESI-Fonds abdeckt.

• Die Rolle der Partner bei der Umsetzung der Partnerschafts-

vereinbarungen sowie die Leistungen und die Wirksamkeit 

der Partnerschaft im Programmplanungszeitraum sollten 

bewertet werden.
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2. DELEGIERTE VERORDNUNG 
DER KOMMISSION (*)

Delegierte Verordnung (EU) Nr. 240/2014 der Kommission vom 7. Januar 
2014 zum Europäischen Verhaltenskodex für Partnerschaften im Rahmen der 
Europäischen Struktur- und Investitionsfonds

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit 
gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den 
Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und den Europäischen 
Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, 
den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (1), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Ziel der vorliegenden Verordnung ist es, einen Europäischen Verhaltenskodex zu erstellen, um die Mitgliedstaa-
ten bei der Organisation von Partnerschaften für Partnerschaftsvereinbarungen und Programme, die aus dem 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), dem Europäischen Sozialfonds (ESF), dem Kohäsions-
fonds, dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und dem 
Europäischen Meeres- und Fischereifonds (EMFF) gefördert werden, zu unterstützen und diese zu erleichtern. 
Für diese Fonds gilt nun ein gemeinsamer Rahmen, und sie werden unter dem Begriff „Europäische Struktur- 
und Investitionsfonds“ (im Folgenden „ESI-Fonds“) geführt.

(2) Die partnerschaftliche Zusammenarbeit ist ein seit langem geltender Grundsatz bei der Inanspruchnahme der 
ESI-Fonds. Partnerschaften implizieren eine enge Zusammenarbeit zwischen Behörden, Wirtschafts- und Sozi-
alpartnern und Stellen, die die Zivilgesellschaft vertreten, auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene während 
des gesamten Programmzyklus der Vorbereitung, Umsetzung, Begleitung und Bewertung.

(3) Die ausgewählten Partner sollten die repräsentativsten relevanten Interessenträger sein. Die Auswahlverfahren 
sollten transparent sein und die unterschiedlichen institutionellen und rechtlichen Rahmen der Mitgliedstaaten 
und ihre nationalen und regionalen Zuständigkeiten berücksichtigen.

(4) Zu den Partnern sollten Behörden, Wirtschafts- und Sozialpartner und Stellen zählen, die die Zivilgesellschaft 
vertreten, darunter auch Partner des Umweltbereichs, gemeindenahe Organisationen und Freiwilligendienste, 
die die Umsetzung der Partnerschaftsvereinbarung und der Programme beträchtlich beeinflussen oder davon 

(1)  ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 320.

(*) Der delegierte Rechtsakt wird zwei Monate nach seiner Verabschiedung in Kraft treten, sofern das Europäische Parlament und der Rat keine Einwände erheben.
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erheblich betroffen sein können. Besonderes Augenmerk sollte auf der Einbindung von Gruppen liegen, die 
von den Programmen betroffen sein können, diese allerdings nur schwer beeinflussen können, vor allem die 
am stärksten gefährdeten und marginalisierten Gemeinschaften, die besonders stark von Diskriminierung oder 
sozialer Ausgrenzung bedroht sind, insbesondere Menschen mit Behinderungen, Migrantinnen und Migranten 
sowie Roma.

(5) Für die Auswahl der Partner sind die Unterschiede zwischen den Partnerschaftsvereinbarungen und den Pro-
grammen zu berücksichtigen. Partnerschaftsvereinbarungen erstrecken sich auf alle ESI-Fonds, aus denen die 
einzelnen Mitgliedstaaten unterstützt werden, die Programme dagegen beziehen sich nur auf die jeweiligen ESI-
Fonds, aus denen sie gefördert werden. Die Partner der Partnerschaftsvereinbarungen sollten im Hinblick auf 
die geplante Nutzung aller ESI-Fonds relevant sein; bei Programmen reicht es aus, wenn sie im Hinblick auf die 
geplante Nutzung der für das Programm herangezogenen ESI-Fonds relevant sind.

(6) Die Partner sollten in die Vorbereitung und Umsetzung der Partnerschaftsvereinbarungen und Programme ein-
gebunden werden. Zu diesem Zweck müssen die wichtigsten Grundsätze und bewährten Verfahren für eine 
rechtzeitige, sinnvolle und transparente Konsultation der Partner hinsichtlich der Analyse der Herausforderun-
gen und des zu deckenden Bedarfs, der Auswahl der Ziele und der Prioritäten, mit denen sie erreicht werden 
sollen, sowie den Koordinierungsstrukturen und Vereinbarungen zur Steuerung auf mehreren Ebenen, die für 
eine wirksame Umsetzung der politischen Strategie notwendig sind, festgelegt werden.

(7) Die Partner sollten in den Begleitausschüssen der Programme vertreten sein. Die Regelungen für die Mitglied-
schaft und die Ausschussverfahren sollten Kontinuität und Eigenverantwortung bei Programmplanung und 
Umsetzung sowie klare und transparente Arbeitsvereinbarungen, fristgerechte Durchführung und Nichtdiskri-
minierung fördern.

(8) Die Partner sollten durch aktive Beteiligung an den Begleitausschüssen in die Bewertung der Leistungen bei den 
verschiedenen Prioritäten, der jeweiligen Programmberichte und gegebenenfalls der Aufrufe zur Einreichung 
von Vorschlägen eingebunden sein.

(9) Eine wirksame Partnerschaft sollte erleichtert werden, indem die jeweiligen Partner dabei unterstützt werden, 
ihre institutionellen Kapazitäten mit Blick auf die Vorbereitung und Umsetzung der Programme zu stärken.

(10) Die Kommission sollte den Austausch bewährter Verfahren erleichtern und dabei die institutionellen Kapazitä-
ten und die Verbreitung der entsprechenden Ergebnisse unter den Mitgliedstaaten, Verwaltungsbehörden und 
Vertretern der Partner stärken, indem eine Community of Practice für Partnerschaften eingerichtet wird, die alle 
ESI-Fonds abdeckt.

(11) Die Rolle der Partner bei der Umsetzung der Partnerschaftsvereinbarungen sowie die Leistungen und die Wirk-
samkeit der Partnerschaft im Programmplanungszeitraum sollten von den Mitgliedstaaten bewertet werden.

(12) Um die Mitgliedstaaten bei der Organisation der Partnerschaften zu unterstützen und diese zu erleichtern, sollte die 
Kommission Beispiele für bewährte Verfahren geben, die in den Mitgliedstaaten bereits angewandt werden —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Kapitel I  
Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1  
Gegenstand und Anwendungsbereich

In der vorliegenden Verordnung wird der Europäische Verhaltenskodex für Partnerschaften im Rahmen von Partner-
schaftsvereinbarungen und Programmen festgelegt, die aus den Europäischen Struktur- und Investitionsfonds unter-
stützt werden.

Kapitel II  
Wichtigste Grundsätze für transparente Verfahren zur Ermittlung relevanter Partner 

Artikel 2  
Repräsentativität der Partner

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 genannten Partner 
die repräsentativsten relevanten Interessenträger sind und als mit einem ordnungsgemäßen Mandat ausgestattete Vertre-
ter benannt werden, und zwar unter Berücksichtigung ihrer Kompetenz, ihrer Fähigkeit zur aktiven Teilnahme und eines 
angemessenen Repräsentationsniveaus.

Artikel 3  
Ermittlung der relevanten Partner für die Partnerschaftsvereinbarung

(1)  Für die Partnerschaftsvereinbarung ermitteln die Mitgliedstaaten die relevanten Partner aus mindestens folgen-
den Bereichen:

a) zuständige regionale, lokale, städtische und andere Behörden, darunter:

i) regionale Behörden, nationale Vertreter der lokalen Behörden und lokale Behörden in 
Vertretung der größten Städte und städtischen Gebiete, deren Zuständigkeiten mit der 
geplanten Nutzung der ESI-Fonds zusammenhängen;

ii) nationale Vertreter der Hochschuleinrichtungen, Bildungs- und Ausbildungsanbieter und 
Forschungszentren mit Blick auf die geplante Nutzung der ESI-Fonds;

iii) sonstige nationale Behörden, die mit Blick auf die geplante Nutzung der ESI-Fonds für die 
Anwendung der in den Artikeln 4 bis 8 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 genannten 
bereichsübergreifenden Grundsätze zuständig sind, insbesondere die gemäß Richtlinie 
2000/43/EG des Rates (2), der Richtlinie 2004/113/EG des Rates (3) und der Richtlinie 

(2)  Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29. Juni 2000 zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der 
ethnischen Herkunft (ABl. L 180 vom 19.7.2000, S. 22).

(3)  Richtlinie 2004/113/EG des Rates vom 13. Dezember 2004 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim 
Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen (ABl. L 373 vom 21.12.2004, S. 37).

40
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2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (4) eingerichteten, mit der Förderung 
der Gleichbehandlung befassten Stellen;

b) Wirtschafts- und Sozialpartner, darunter:

i) national anerkannte Organisationen der Sozialpartner, insbesondere branchenübergreifende 
und Branchenorganisationen, deren Bereiche mit der geplanten Nutzung der ESI-
Fonds zusammenhängen;

ii) nationale Handelskammern und Unternehmensverbände, die die allgemeinen Interessen 
von Branchen und Industriezweigen vertreten, mit Blick auf die geplante Nutzung der 
ESI-Fonds und im Hinblick auf die Gewährleistung einer ausgewogenen Vertretung von 
großen, mittleren, kleinen und Kleinstunternehmen sowie Vertreterinnen bzw. Vertreter 
der Sozialwirtschaft;

c) Stellen, die die Zivilgesellschaft vertreten, wie Partner des Umweltbereichs, nichtstaatliche 
Organisationen und Stellen für die Förderung von sozialer Inklusion, Gleichstellung der 
Geschlechter und Nichtdiskriminierung, darunter:

i) Stellen, die in Bereichen tätig sind, welche im Zusammenhang mit der geplanten Nutzung 
der ESI-Fonds und der Anwendung der bereichsübergreifenden Grundsätze aus den 
Artikeln 4 bis 8 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 stehen, je nach ihrer Repräsentativität 
und unter Berücksichtigung des geografischen und thematischen Geltungsbereichs, der 
Verwaltungskapazität, des Fachwissens und innovativer Ansätze;

ii) sonstige Organisationen oder Gruppen, die von der Durchführung der ESI-Fonds 
beträchtlich betroffen sind bzw. beträchtlich betroffen sein könnten, insbesondere von 
Diskriminierung und sozialer Ausgrenzung bedrohte Gruppen.

(2)  Haben Behörden, Wirtschafts- und Sozialpartner und Stellen, die die Zivilgesellschaft vertreten, eine Organi-
sation für die Bündelung ihrer Interessen eingerichtet, um leichter in die Partnerschaft eingebunden zu werden 
(Dachorganisation), so können sie einen einzelnen Vertreter benennen, der die Ansichten der Dachorganisation 
in der Partnerschaft darlegt.

Artikel 4  
Ermittlung relevanter Partner für Programme

(1)  Für jedes Programm ermitteln die Mitgliedstaaten die relevanten Partner aus mindestens folgenden Bereichen:

a) zuständige regionale, lokale, städtische und anderen Behörden, darunter:

i) regionale Behörden, nationale Vertreter der lokalen Behörden und lokale Behörden in 
Vertretung der größten Städte und städtischen Gebiete, deren Zuständigkeiten mit der 
geplanten Nutzung der zum Programm beitragenden ESI-Fonds zusammenhängen;

(4)  Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit und 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen (ABl. L 204 vom 26.7.2006, S. 23).
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2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (4) eingerichteten, mit der Förderung 
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Organisationen und Stellen für die Förderung von sozialer Inklusion, Gleichstellung der 
Geschlechter und Nichtdiskriminierung, darunter:

i) Stellen, die in Bereichen tätig sind, welche im Zusammenhang mit der geplanten Nutzung 
der ESI-Fonds und der Anwendung der bereichsübergreifenden Grundsätze aus den 
Artikeln 4 bis 8 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 stehen, je nach ihrer Repräsentativität 
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ii) sonstige Organisationen oder Gruppen, die von der Durchführung der ESI-Fonds 
beträchtlich betroffen sind bzw. beträchtlich betroffen sein könnten, insbesondere von 
Diskriminierung und sozialer Ausgrenzung bedrohte Gruppen.

(2)  Haben Behörden, Wirtschafts- und Sozialpartner und Stellen, die die Zivilgesellschaft vertreten, eine Organi-
sation für die Bündelung ihrer Interessen eingerichtet, um leichter in die Partnerschaft eingebunden zu werden 
(Dachorganisation), so können sie einen einzelnen Vertreter benennen, der die Ansichten der Dachorganisation 
in der Partnerschaft darlegt.

Artikel 4  
Ermittlung relevanter Partner für Programme

(1)  Für jedes Programm ermitteln die Mitgliedstaaten die relevanten Partner aus mindestens folgenden Bereichen:

a) zuständige regionale, lokale, städtische und anderen Behörden, darunter:

i) regionale Behörden, nationale Vertreter der lokalen Behörden und lokale Behörden in 
Vertretung der größten Städte und städtischen Gebiete, deren Zuständigkeiten mit der 
geplanten Nutzung der zum Programm beitragenden ESI-Fonds zusammenhängen;

(4)  Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit und 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen (ABl. L 204 vom 26.7.2006, S. 23).
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ii) nationale oder regionale Vertreter der Hochschuleinrichtungen, Bildungs-, Ausbildungs- und 
Beratungsanbieter und Forschungszentren mit Blick auf die geplante Nutzung der zum Programm 
beitragenden ESI-Fonds;

iii) sonstige Behörden, die mit Blick auf die geplante Nutzung der zum Programm beitragenden 
ESI-Fonds für die Anwendung der bereichsübergreifenden Grundsätze aus den Artikeln 4 bis 
8 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013) zuständig sind, insbesondere die gemäß der Richtlinie 
2000/43/EG, der Richtlinie 2004/113/EG und der Richtlinie 2006/54/EG eingerichteten, mit 
der Förderung der Gleichbehandlung befassten Stellen;

iv) sonstige auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene organisierte Stellen oder Behörden, die 
Bereiche repräsentieren, in denen integrierte territoriale Investitionen und vom Programm 
finanzierte Strategien für lokale Entwicklung durchgeführt werden;

b) Wirtschafts- und Sozialpartner, darunter:

i) national oder regional anerkannte Organisationen der Sozialpartner, insbesondere 
branchenübergreifende und Branchenorganisationen, deren Bereiche mit der geplanten Nutzung 
der zum Programm beitragenden ESI-Fonds zusammenhängen;

ii) nationale oder regionale Handelskammern und Unternehmensverbände, die die allgemeinen 
Interessen von Branchen oder Industriezweigen vertreten, im Hinblick auf die Gewährleistung 
einer ausgewogenen Vertretung von großen, mittleren, kleinen und Kleinstunternehmen, sowie 
Vertreterinnen bzw. Vertreter der Sozialwirtschaft;

iii) sonstige vergleichbare auf nationaler oder regionaler Ebene organisierte Stellen;

c) Stellen, die die Zivilgesellschaft vertreten, wie Partner des Umweltbereichs, nichtstaatliche Organisationen 
und Stellen für die Förderung von sozialer Inklusion, Gleichstellung der Geschlechter und 
Nichtdiskriminierung, darunter:

i) Stellen, die in Bereichen tätig sind, welche im Zusammenhang mit der geplanten Nutzung der 
zum Programm beitragenden ESI-Fonds und der Anwendung der bereichsübergreifenden 
Grundsätze aus den Artikeln 4 bis 8 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 stehen, je nach 
ihrer Repräsentativität und unter Berücksichtigung des geografischen und thematischen 
Geltungsbereichs, der Verwaltungskapazität, des Fachwissens und innovativer Ansätze;

ii) Stellen, die die in Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 genannten lokalen 
Aktionsgruppen vertreten;

iii) sonstige Organisationen oder Gruppen, die von der Durchführung der ESI-Fonds beträchtlich 
betroffen sind bzw. beträchtlich betroffen sein könnten, insbesondere von Diskriminierung und 
sozialer Ausgrenzung bedrohte Gruppen.

(2)  Hinsichtlich der Programme im Rahmen des Ziels „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ können die Mitglied-
staaten Partnerschaften mit folgenden Stellen eingehen:
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i) europäische Gruppierungen der territorialen Zusammenarbeit in dem entsprechenden 
grenzübergreifenden oder transnationalen Programmgebiet;

ii) Behörden oder Stellen, die in die Entwicklung oder Umsetzung einer makroregionalen Strategie 
oder eine Strategie für die Meeresbecken im Programmgebiet eingebunden sind, einschließlich der 
Schwerpunktbereichskoordinatoren für makroregionale Strategien.

(3)  Haben Behörden, Wirtschafts- und Sozialpartner und Stellen, die die Zivilgesellschaft vertreten, eine Dachorganisa-
tion eingerichtet, so können sie einen einzelnen Vertreter benennen, der die Ansichten der Dachorganisation in der 
Partnerschaft darlegt.

Kapitel III  
Wichtigste Grundsätze und bewährte Verfahren für die Einbindung relevanter Partner in die  

Ausarbeitung der Partnerschaftsvereinbarung und die Vorbereitung der Programme 

Artikel 5  
Konsultation relevanter Partner bei der Ausarbeitung der Partnerschaftsvereinbarung  

und Vorbereitung der Programme

(1)  Um eine transparente und wirksame Einbindung relevanter Partner zu gewährleisten, konsultieren die Mitgliedstaaten 
und Verwaltungsbehörden diese zum Verfahren und zum Zeitplan der Ausarbeitung der Partnerschaftsvereinbarung 
und der Vorbereitung der Programme. Dabei informieren sie sie umfassend über den Inhalt und etwaige Änderungen 
des Inhalts.

(2)  Bei der Konsultation berücksichtigen die Mitgliedstaaten den Bedarf an

a) rechtzeitiger Weitergabe von und einfachem Zugang zu relevanten Informationen;

b) ausreichend Zeit für die Partner, um wichtige vorbereitende Dokumente, den Entwurf der 
Partnerschaftsvereinbarung und den Entwurf der Programme zu analysieren und dazu Stellung 
zu nehmen;

c) der Bereitstellung von Kanälen, über die die Partner Fragen stellen und Beiträge leisten können und 
darüber informiert werden, wie ihre Vorschläge berücksichtigt wurden;

d) der Übermittlung des Ergebnisses der Konsultation.

(3)  Bei den Programmen zur Entwicklung des ländlichen Raums berücksichtigen die Mitgliedstaaten die Rolle, die die 
gemäß Artikel 54 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (5) errichteten 
nationalen Netzwerke für den ländlichen Raum bei der Einbindung relevanter Partner übernehmen können.

(4)  Wurden formale Vereinbarungen zwischen den verschiedenen Regierungsebenen unterhalb der nationalen Ebene 
geschlossen, so berücksichtigt der Mitgliedstaat diese Vereinbarungen der Steuerung auf mehreren Ebenen im Ein-
klang mit seinem institutionellen und rechtlichen Rahmen.

(5)  Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über die Förderung der ländlichen Entwicklung 
durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 487).
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Artikel 6  
Ausarbeitung der Partnerschaftsvereinbarung

Die Mitgliedstaaten binden gemäß ihrem institutionellen und rechtlichen Rahmen relevante Partner in die Ausarbeitung der 
Partnerschaftsvereinbarung ein, vor allem im Hinblick auf

a) die Analyse der Unterschiede, Entwicklungserfordernisse und das Wachstumspotenzial unter Bezugnahme 
auf die thematischen Ziele, einschließlich derer aus den entsprechenden länderspezifischen Empfehlungen;

b) die Zusammenfassung der Ex-ante-Konditionalitäten der Programme und die wichtigsten Ergebnisse 
der Ex-ante-Bewertung der Partnerschaftsvereinbarung, die auf Initiative des Mitgliedstaats 
durchgeführt wird;

c) die Auswahl der thematischen Ziele, die als Richtwert dienende Zuweisung der ESI-Fonds-Mittel und ihre 
wichtigsten erwarteten Ergebnisse;

d) die Auflistung der Programme und Mechanismen auf nationaler und regionaler Ebene, die die 
Koordination zwischen den ESI-Fonds untereinander und mit anderen Unions- oder nationalen 
Finanzierungsinstrumenten und mit der Europäischen Investitionsbank sicherstellen;

e) die Vorkehrungen zur Gewährleistung eines integrierten Ansatzes für die Nutzung der ESI-Fonds für die 
territoriale Entwicklung von städtischen, ländlichen, Küsten- und Fischwirtschaftsgebieten und Gebieten 
mit territorialen Besonderheiten;

f ) die Vorkehrungen zur Gewährleistung eines integrierten Ansatzes für die Thematisierung der besonderen 
Bedürfnisse der geografischen Gebiete, die am stärksten von Armut betroffen sind, und der am stärksten 
von Diskriminierung oder Ausgrenzung bedrohten Zielgruppen, mit besonderem Augenmerk auf 
marginalisierten Gemeinschaften;

g) die Umsetzung der bereichsübergreifenden Grundsätze aus den Artikeln 5, 7 und 8 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013.

Artikel 7  
Information über die Einbindung relevanter Partner in die Partnerschaftsvereinbarung

Die Mitgliedstaaten stellen für die Partnerschaftsvereinbarung mindestens die folgenden Angaben bereit:

a) eine Liste der an der Ausarbeitung der Partnerschaftsvereinbarung beteiligten Partner;

b) getroffene Maßnahmen zur Gewährleistung der aktiven Teilnahme der Partner, einschließlich der 
getroffenen Maßnahmen in puncto Zugänglichkeit, vor allem für Menschen mit Behinderungen;

c) die Rolle der Partner bei der Ausarbeitung der Partnerschaftsvereinbarung;

d) das Ergebnis der Konsultation mit den Partnern und die Beschreibung des Mehrwerts für die 
Ausarbeitung der Partnerschaftsvereinbarung.
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Artikel 8  
Vorbereitung von Programmen

Die Mitgliedstaaten binden gemäß ihrem institutionellen und rechtlichen Rahmen relevante Partner in die Vorbereitung der 
Programme ein, vor allem im Hinblick auf

a) die Bedarfsanalyse und -ermittlung;

b) die Definition oder Auswahl von Prioritäten und damit verbundenen spezifischen Zielen;

c) die Zuweisung von Finanzmitteln;

d) die Definition der programmspezifischen Indikatoren;

e) die Umsetzung der bereichsübergreifenden Grundsätze aus den Artikeln 7 und 8 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013;

f ) die Zusammensetzung des Begleitausschusses.

Artikel 9  
Information über die Einbindung relevanter Partner in die Programme

Die Mitgliedstaaten stellen für die Programme mindestens die folgenden Angaben bereit:

a) die getroffenen Maßnahmen zur Einbindung der relevanten Partner in die Vorbereitung der Programme 
und deren Änderungen;

b) die geplanten Maßnahmen zur Gewährleistung der Teilnahme der Partner an der Umsetzung 
der Programme.

Kapitel IV  
Bewährte Verfahren im Hinblick auf die Formulierung der Mitgliedschaftsregelungen  

und internen Verfahren der Begleitausschüsse 

Artikel 10  
Mitgliedschaftsregelungen des Begleitausschusses

(1)  Bei der Formulierung der Mitgliedschaftsregelungen des Begleitausschusses berücksichtigen die Mitgliedstaaten die 
Einbindung von Partnern, die an der Vorbereitung der Programme beteiligt waren, und streben die Förderung der 
Gleichstellung von Männern und Frauen und die Nichtdiskriminierung an.

(2)  Hinsichtlich der Begleitausschüsse der Programme im Rahmen des Ziels „Europäische territoriale Zusammenar-
beit“ können die Partner für Programme der interregionalen oder transnationalen Zusammenarbeit auf EU- oder 
transnationaler Ebene von einer Dachorganisation vertreten werden. Die Mitgliedstaaten können Partner in die 
Vorbereitungen des Begleitausschusses einbinden, vor allem durch die Teilnahme an den in den teilnehmenden 
Mitgliedstaaten organisierten Koordinierungsausschüssen auf nationaler Ebene.
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Artikel 11  
Verfahrensregelungen des Begleitausschusses

Bei der Formulierung der Verfahrensregelungen berücksichtigen die Begleitausschüsse folgende Elemente:

a) Stimmrechte der Mitglieder;

b) Ankündigung von Sitzungen und Übermittlung von Unterlagen — im Allgemeinen mindestens 
10 Werktage;

c) Vorkehrungen für die Veröffentlichung und Zugänglichkeit der den Begleitausschüssen übermittelten 
vorbereitenden Unterlagen;

d) Verfahren zu Annahme, Veröffentlichung und Zugänglichkeit der Protokolle;

e) Vorkehrungen für die Einrichtung und die Tätigkeiten von Arbeitsgruppen im Rahmen 
der Begleitausschüsse;

f ) Bestimmungen zu Interessenskonflikten bei Partnern, die in die Begleitung, die Bewertung und in 
Aufrufe zur Einreichung von Vorschlägen eingebunden sind;

g) Bedingungen, Grundsätze und Vorkehrungen für Erstattungsregelungen, Möglichkeiten zum Aufbau 
von Kapazitäten und die Nutzung der technischen Hilfe.

Kapitel V  
Wichtigste Grundsätze und bewährte Verfahren im Hinblick auf die Einbindung relevanter Partner  

in die Vorbereitung von Fortschrittsberichten und Aufrufen zur Einreichung von Vorschlägen sowie in  
Verbindung mit der Begleitung und Bewertung der Programme 

Artikel 12  
Verpflichtungen hinsichtlich Datenschutz, Vertraulichkeit und Interessenskonflikten

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in die Vorbereitung von Fortschrittsberichten und Aufrufen zur Einreichung 
von Vorschlägen sowie in die Begleitung und Bewertung der Programme eingebundenen Partner sich ihrer Verpflichtun-
gen hinsichtlich Datenschutz, Vertraulichkeit und Interessenskonflikten bewusst sind.

Artikel 13  
Einbindung relevanter Partner in die Vorbereitung von Aufrufen zur Einreichung von Vorschlägen

Die Verwaltungsbehörden ergreifen geeignete Maßnahmen zur Vermeidung von potenziellen Interessenskonflikten, 
wenn relevante Partner in die Vorbereitung von Aufrufen zur Einreichung von Vorschlägen oder in deren Bewertung 
eingebunden sind.
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Artikel 14  
Einbindung relevanter Partner in die Vorbereitung von Fortschrittsberichten

Die Mitgliedstaaten binden die relevanten Partner in die Vorbereitung der in Artikel 52 der Verordnung (EU) Nr. 
1303/2013 genannten Fortschrittsberichte über die Umsetzung der Partnerschaftsvereinbarung ein, insbesondere im 
Hinblick auf die Bewertung der Rolle der Partner bei der Umsetzung der Partnerschaftsvereinbarung und den Überblick 
über die von den Partnern während der Konsultation abgegebenen Stellungnahmen, gegebenenfalls einschließlich einer 
Beschreibung, wie den Stellungnahmen der Partner Rechnung getragen wurde.

Artikel 15  
Einbindung relevanter Partner in die Begleitung der Programme

Die Verwaltungsbehörden binden die Partner im Rahmen des Begleitausschusses und der Arbeitsgruppen in die Bewer-
tung der Leistungen des Programms, einschließlich der Schlussfolgerungen der Leistungsüberprüfung, sowie in die 
Vorbereitung der jährlichen Durchführungsberichte zu den Programmen ein.

Artikel 16  
Einbindung der Partner in die Bewertung der Programme

(1)  Die Verwaltungsbehörden binden die relevanten Partner im Rahmen der Begleitausschüsse und gegebenenfalls 
spezifischer Arbeitsgruppen, die die Begleitausschüsse zu diesem Zweck eingerichtet haben, in die Bewertung 
der Programme ein.

(2)  Die Verwaltungsbehörden für Programme des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), des Euro-
päischen Sozialfonds (ESF) und des Kohäsionsfonds konsultieren die Partner zu den Berichten gemäß Artikel 
114 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013, in denen die Feststellungen der während des Programmpla-
nungszeitraums durchgeführten Bewertungen zusammengefasst werden.

Kapitel VI  
Als Hinweis genannte Bereiche, Themen und bewährte Verfahren für die Nutzung der  

ESI-Fonds zur Stärkung der institutionellen Kapazität der relevanten Partner und Rolle der  
Kommission bei der Verbreitung der bewährten Verfahren 

Artikel 17  
Stärkung der institutionellen Kapazität der relevanten Partner

(1)  Die Verwaltungsbehörde untersucht, ob auf technische Hilfe zurückzugreifen ist, um die Stärkung der institu-
tionellen Kapazität der Partner — vor allem im Hinblick auf kleine lokale Behörden, Wirtschafts- und Sozi-
alpartner und nichtstaatliche Organisationen — zu unterstützen, damit diese sich besser in die Vorbereitung, 
Durchführung, Begleitung und Bewertung der Programme einbringen können.

(2)  Die in Absatz 1 genannte Unterstützung kann u. a. aus entsprechenden Workshops, Schulungen, Koordinie-
rungs- und Vernetzungsstrukturen oder Beiträgen zu den Kosten für die Teilnahme an Sitzungen zur Vorberei-
tung, Durchführung, Begleitung und Bewertung eines Programms bestehen.
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Als Hinweis genannte Bereiche, Themen und bewährte Verfahren für die Nutzung der  

ESI-Fonds zur Stärkung der institutionellen Kapazität der relevanten Partner und Rolle der  
Kommission bei der Verbreitung der bewährten Verfahren 

Artikel 17  
Stärkung der institutionellen Kapazität der relevanten Partner

(1)  Die Verwaltungsbehörde untersucht, ob auf technische Hilfe zurückzugreifen ist, um die Stärkung der institu-
tionellen Kapazität der Partner — vor allem im Hinblick auf kleine lokale Behörden, Wirtschafts- und Sozi-
alpartner und nichtstaatliche Organisationen — zu unterstützen, damit diese sich besser in die Vorbereitung, 
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(3)  Bei den Programmen zur Entwicklung des ländlichen Raums kann die in Absatz 1 genannte Unterstützung 
durch die gemäß Artikel 54 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 errichteten nationalen Netzwerke für den 
ländlichen Raum erbracht werden.

(4)  Bei ESF-Programmen stellen Verwaltungsbehörden in weniger entwickelten Regionen oder Übergangsregionen 
oder in Mitgliedstaaten, die für eine Förderung durch den Kohäsionsfonds in Frage kommen, sicher, dass je nach 
Bedarf angemessene ESF-Ressourcen für Tätigkeiten zum Aufbau der Kapazitäten der Sozialpartner und nicht-
staatlichen Organisationen zugewiesen werden, die an den Programmen beteiligt sind.

(5)  Beim Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ kann die Unterstützung nach den Absätzen 1 und 2 auch 
die Unterstützung für Partner zur Stärkung ihrer institutionellen Kapazität für die Teilnahme an Aktivitäten der 
internationalen Zusammenarbeit abdecken.

Artikel 18  
Rolle der Kommission bei der Verbreitung der bewährten Verfahren

(1)  Die Kommission richtet einen Kooperationsmechanismus — die Europäische Community of Practice für Part-
nerschaften — ein, der für alle ESI-Fonds gilt und interessierten Mitgliedstaaten, Verwaltungsbehörden und 
Organisationen offensteht, die die Partner auf EU-Ebene vertreten.

 Die Europäische Community of Practice für Partnerschaften erleichtert den Erfahrungsaustausch, den Aufbau 
von Kapazitäten und die Verbreitung der entsprechenden Ergebnisse.

(2)  Die Kommission stellt Beispiele für bewährte Verfahren für die Organisation der Partnerschaften bereit.

(3)  Der Erfahrungsaustausch im Hinblick auf Ermittlung, Transfer und Verbreitung bewährter Verfahren und inno-
vativer Ansätze bei der Durchführung von Programmen der interregionalen Zusammenarbeit und Maßnahmen 
nach Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe c der Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (6) beinhaltet auch Erfahrungen mit Partnerschaften in Koperationsprogrammen.

KAPITEL VII  
Abschließende Bestimmungen

Artikel 19  
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Januar 2014
Für die Kommission

Der Präsident 
José Manuel BARROSO

(6)  Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit besonderen Bestimmungen zur Unterstützung des 
Ziels „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 259).
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DER EUROPÄISCHE VERHALTENSKODEX FÜR PARTNERSCHAFTEN IM RAHMEN DER EUROPÄISCHEN STRUKTUR- UND INVESTITIONSFONDS

3. BEWÄHRTE VERFAHREN 
FÜR DIE UMSETZUNG DES 
PARTNERSCHAFTSGRUNDSATZES IN 
DEN EUROPÄISCHEN STRUKTUR- UND 
INVESTITIONSFONDSPROGRAMMEN

Bewährte Verfahren für transparente 
Verfahren zur Ermittlung relevanter 
Partner

Im Hinblick auf die Vorbereitung des Programmplanungs-

zeitraums 2007-2013 hatte die ESF-Verwaltungsbehörde in 
Rumänien die Aufgabe, vor dem EU-Beitritt eine Kontext-

analyse durchzuführen. Dieses Dokument diente als zentrales 

Programmplanungsdokument für den nationalen strategi-

schen Rahmenplan (NSRP) und die operationellen Programme. 

Genauso wichtig wie die Notwendigkeit, mit den wichtigsten 

politischen Akteuren auf nationaler Ebene partnerschaftlich 

zusammenzuarbeiten, war die Erkenntnis, dass Partnerschafts-

mechanismen auf regionaler und lokaler Ebene erforderlich 

sind, um die Entscheidungs- und Durchführungskapazität der 

Akteure zu stärken. Im Rahmen von Sitzungen und Diskussio-

nen mit relevanten Akteuren auf Regional- und Bezirksebene 

wurde eine Hintergrundanalyse zu Beschäftigung und sozialer 

Integration in jeder Region durchgeführt. In der Region Nordost 

beispielsweise waren daran mehr als 200 Akteure beteiligt.  (7)

In Ungarn wurde zur Vorbereitung des Programmplanungs-

zeitraums 2007-2013 aufgrund von Empfehlungen zivilgesell-

schaftlicher Organisationen eine Methode für die öffentliche 

Konsultation zum NSRP entwickelt. Rund 4 000 Partnerorgani-

sationen, darunter Gewerkschaften, Arbeitnehmervertretungen 

und NRO, Vertreter aus Wirtschaft, Bildung und Wissenschaft, 

wurden aufgefordert, zur Ausrichtung des NSRP und der ope-

rationellen Programme Stellung zu nehmen. Auch die Öffent-

lichkeit konnte sich auf einer Website zum NSRP und zu den 

(7)  Community of Practice on Partnership in the ESF, Guidebook „How ESF 
managing authorities and intermediate bodies support partnership“, 
2011.

operationellen Programmen äußern. In Workshops wurden Ent-

würfe mit Wirtschafts- und Sozialpartnern und Ministeriums-

vertretern erörtert.  (8)

Bewährte Verfahren für die 
Einbindung der verschiedenen 
Kategorien von Partnern 
in die Ausarbeitung der 
Partnerschaftsvereinbarung und 
die Vorbereitung der Programme 
sowie für die über ihre Einbindung 
in die verschiedenen Etappen der 
Umsetzung bereitzustellenden 
Informationen

Im Vereinigten Königreich waren die Partner bereits im 

Zeitraum 2007-2013 an Konsultationen in verschiedenen 

Etappen des Programmplanungszeitraums beteiligt. Für den 

neuen Programmplanungszeitraum 2014-2020 hat die bri-

tische Regierung Leitlinien zu den Investitionsstrategien der 

Europäischen Union veröffentlicht, in denen die den Partnern 

zugedachte Rolle, die verfügbare Unterstützung und der Zeit-

plan für die Umsetzung erklärt werden.

In Lettland gab es im Zuge der Vorbereitung des Programm-

planungszeitraums 2014-2020 ein umfangreiches und trans-

parentes öffentliches Beteiligungsverfahren im Rahmen des 

nationalen Entwicklungsplans. Es fanden Informationssitzun-

gen zur Partnerschaft bei der Programmplanung statt. Dar-

(8)  Community of Practice on Partnership in the ESF, Guidebook „How ESF 
managing authorities and intermediate bodies support partnership“, 
2011.
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über hinaus konnten Anmerkungen zu den Verhandlungen 

zwischen Vertretern des Mitgliedstaats und der Europäischen 

Union gemacht werden, und im Finanzministerium fanden Fol-

gesitzungen zur Diskussion der Anmerkungen der Sozialpart-

ner statt.

Für den Programmplanungszeitraum 2014-2020 leitete in 
Frankreich die Instance Nationale de Préparation de l’Accord 

de Partenariat vor der Ausarbeitung der französischen Part-

nerschaftsvereinbarung eine offizielle öffentliche Konsultation 

ein. Rund 80 Organisationen, die den Staat, lokale Behörden, 

Sozialpartner, Akteure der Zivilgesellschaft und der Wirtschaft 

vertreten, nahmen im März und April 2013 an thematischen 

Workshops im Vorfeld der Ausarbeitung der Vereinbarung teil. 

Eine nationale Partnerschaft aus 300 Organisationen, die die 

verschiedenen Akteure vertreten, wurde aufgefordert, schrift-

liche Beiträge für ein von DATAR (Délégation interministérielle 

à l'aménagement du territoire et à l'attractivité régionale) 

erstelltes Konsultationspapier einzusenden.

Bewährte Verfahren im Hinblick 
auf die Mitgliedschaftsregelungen 
und die internen Verfahren der 
Begleitausschüsse

In der Tschechischen Republik konnten im Programm-

planungszeitraum 2007-2013 alle relevanten tschechischen 

Organisationen Vertreter für Begleitausschüsse benennen. 

Für jede Benennung mussten ein Lebenslauf und ein Bewer-

bungsschreiben an die nationale Koordinierungsstelle für NRO, 

den Regierungsrat für gemeinnützige nichtstaatliche Organi-

sationen, geschickt werden. Der Ausschuss für europäische 

Angelegenheiten innerhalb des Regierungsrats bestätigte die 

Benennungen für die Begleitausschüsse.

In Mecklenburg-Vorpommern (Deutschland) ist der 

Begleitausschuss im Programmplanungszeitraum 2007-2013 

für alle EU-Fonds zuständig. Er umfasst hochrangige Vertre-

ter des Privatsektors (z. B. Gewerkschaften, Arbeitgeber, Klein-

unternehmen, Industrie- und Handelskammern, Landwirte, 

Umwelt- und Wohlfahrtsverbände) und tritt fünf bis sechs Mal 

pro Jahr zusammen. Der Begleitausschuss hat ein Mitsprache-

recht bei der Entscheidung über Projektvorschläge; öffentliche 

und private Partner verfügen über dieselbe Stimmenzahl. Das 

Beteiligungssystem umfasst auch Arbeitsgruppen und andere 

beratende Gremien.

In Dänemark trifft der Begleitausschuss seine Entscheidun-

gen über das Programm für die Entwicklung des ländlichen 

Raums des Zeitraums 2007-2013 stets auf Konsensbasis. In 

der Praxis finden keine Abstimmungen statt.

Bewährte Verfahren für die 
Einbindung relevanter Partner in 
die Vorbereitung von Aufrufen zur 
Einreichung von Vorschlägen und 
Fortschrittsberichten sowie in die 
Begleitung und Bewertung der 
Programme

In Griechenland prüfte während des Programmplanungszeit-

raums 2007-2013 der nationale Verband der Menschen mit 

Behinderungen (ESAMEA) als stimmberechtigtes Mitglied der 

Begleitausschüsse die korrekte Umsetzung der Kriterien zur 

Barrierefreiheit in allen Bekanntmachungen, Ausschreibungen 

usw. Diese Kriterien waren bei der Zulassung von Anträgen auf 

Strukturfondsförderung nicht bindend.

In Polen gibt es eine Arbeitsgruppe Zivilgesellschaft inner-

halb des Koordinierungsausschusses für den nationalen 

strategischen Rahmenplan (NSRP), der Stellungnahmen und 

Empfehlungen zur Umsetzung bereichsübergreifender Maß-

nahmen, zur Überwachung der Anpassung der operationellen 

Programme an die polnische Strategie für die Entwicklung des 

ländlichen Raums, zur Überwachung der Verwaltungs- und 

Kontrollsysteme für operationelle Programme und zur Über-

wachung der Umsetzung der Gleichstellungs- und Nachhaltig-

keitsgrundsätze in den operationellen Programmen abgibt.

In Portugal hat der für den Programmplanungszeitraum 

2007-2013 eingesetzte Begleitausschuss die Möglichkeit, 

eine Stellungnahme zu Evaluierungsberichten abzugeben, die 

auf seinen Sitzungen erörtert werden. Außerdem haben ver-

schiedene Partner einen wesentlichen Beitrag zum Aktionsplan 

geleistet, der aufgestellt werden musste, um die Empfehlun-

gen in den Evaluierungsberichten umzusetzen.
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Bewährte Verfahren zur Stärkung der 
institutionellen Kapazität der Partner

In Süditalien wurde mit Mitteln der technischen Hilfe eine 

Unterstützungsstruktur zur Verbesserung der Beteiligung der 

Wirtschafts- und Sozialpartner an den Regional- und Sektor-

programmen geschaffen. Die Wirtschafts- und Sozialpartner 

haben außerdem im Zeitraum 2000-2006 ein sehr erfolgrei-

ches Projekt der technischen Hilfe aufgelegt und verwaltet, das 

aus dem EFRE finanziert wurde und auf die Verbesserung ihrer 

Kenntnisse über Entwicklungsprogramme und die Stärkung 

ihrer Teilnahmefähigkeit abzielt. 

Beim operationellen Programm des Zeitraums 2007-2013 für 

Nordwestengland wird die technische Gruppe des EFRE in 

Liverpool von zwei lokalen, aus Mitteln der technischen Hilfe 

finanzierten Angestellten und von der Verwaltungsbehörde 

unterstützt, die Managementinformationen im Zusammen-

hang mit dem OP (Ausgaben, Ergebnisse usw.) bereitstellt. 

Diese Angestellten nehmen in beratender Funktion an den Sit-

zung der technischen Gruppe teil.

In Polen wurde im Juni 2010 das nationale thematische 

Netzwerk für Partnerschaft eingerichtet, um die Mitglieder der 

Begleitausschüsse mit dem Ziel zu unterstützen, ihre Tätigkeit 

effizienter zu gestalten und Probleme bei der Durchführung 

der Strukturfonds zu beseitigen. Das Netzwerk wird vom pol-

nischen Ministerium für regionale Entwicklung unterstützt. Die 

Kosten des Netzwerks werden vom operationellen Programm 

Technische Hilfe 2007-2013 getragen. Das Netzwerk veran-

staltet eine Jahreskonferenz auf nationaler Ebene sowie regio-

nale Sitzungen. Es erstellt Analysen, verbreitet Fachkenntnisse 

aus thematischen Studien, veranstaltet einen Wettbewerb für 

den Begleitausschuss zu bewährten Partnerschaftsverfahren 

und organisiert Schulungen. Es ermöglicht den bereichsüber-

greifenden Austausch von Informationen durch eine Wissens-

datenbank, die vom Ministerium für regionale Entwicklung 

verwaltet wird. 

In Portugal führte der Verband der portugiesischen Industrie 

ein Projekt im Rahmen des operationellen Programms Human-

potenzial durch, das im Zeitraum 2007-2013 aus dem ESF 

finanziert wurde. Ziel war die Verbesserung der Kapazitäten für 

den sozialen Dialog, die Konsolidierung und Ausweitung seiner 

Vertretung auf sektoraler und regionaler Ebene und die Stär-

kung seiner Aktivitäten auf internationaler Ebene. Das Projekt 

betraf hauptsächlich die Struktur des Verbands und seine Mit-

glieder, einschließlich sektorale, multisektorale und regionale 

Vereinigungen, sowie die Industrie- und Handelskammern.

Bewährte Verfahren für die 
Bewertung der Umsetzung der 
Partnerschaft und ihres Mehrwerts 
durch die Mitgliedstaaten

Im Vereinigten Königreich beabsichtigen der Birmingham 

City Council und die Greater Birmingham and Solihull Local 

Enterprise Partnership, nach Abschluss des Programmpla-

nungszeitraums 2007-2013 der britischen Regierung einen 

Bericht mit Empfehlungen für die wirksamere Umsetzung der 

neuen Partnerschafts- und Governance-Regelungen für die EU-

Strukturfonds vorzulegen.

Rolle der Kommission bei der 
Verbreitung der bewährten Verfahren

Im Programmplanungszeitraum 2007-2013 umfasste die vom 

ESF finanzierte Community of Practice on Partnership 
(CoP) ein Netzwerk von ESF-Verwaltungsbehörden und zwi-

schengeschalteten Stellen aus neun Mitgliedstaaten. Dieses 

Netzwerk tauschte intensiv Erfahrungen über die verschiede-

nen Möglichkeiten zur Umsetzung von Partnerschaften anhand 

der Bewertungsmethode der „kritischen Freunde“ aus, wobei 

der Schwerpunkt auf Governance-Verfahren und -Maßnahmen 

lag. Die CoP wurde mit Mitteln der technischen Hilfe auf Initia-

tive der Kommission kofinanziert. Das Netzwerk hat mehrere 

Berichte mit wichtigen Erkenntnissen verfasst, ein Webportal 

mit einer Datenbank über Partnerschaftserfahrungen betrie-

ben und Anfang 2012 ein Handbuch über partnerschaftliche 

Zusammenarbeit veröffentlicht.
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über EU Bookshop (http://bookshop.europa.eu);
• mehrere Exemplare/Poster/Karten:  

bei den Vertretungen der Europäischen Union (http://ec.europa.eu/represent_de.htm),  
bei den Delegationen in Ländern außerhalb der Europäischen Union  
(http://eeas.europa.eu/delegations/index_de.htm),  
über den Dienst Europe Direct (http://europa.eu/europedirect/index_de.htm)  
oder unter der gebührenfreien Rufnummer 00 800 6 7 8 9 10 11 (*).
(*)  Sie erhalten die bereitgestellten Informationen kostenlos, und in den meisten Fällen entstehen auch keine Gesprächsgebühren  

(außer bei bestimmten Telefonanbietern sowie für Gespräche aus Telefonzellen oder Hotels).

Kostenpflichtige Veröffentlichungen:
• über EU Bookshop (https://bookshop.europa.eu/de/home).

Kostenpflichtige Abonnements:
• über eine Vertriebsstelle des Amts für Veröffentlichungen der Europäischen Union  

(http://publications.europa.eu/others/agents/index_de.htm).
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DER EUROPÄISCHE VERHALTENSKODEX FÜR PARTNERSCHAFTEN IM RAHMEN DER EUROPÄISCHEN 
STRUKTUR- UND INVESTITIONSFONDS

Partnerschaft, einer der zentralen Grundsätze bei der Verwaltung der Fonds der Europäischen Union, impliziert eine 
enge Zusammenarbeit zwischen Behörden auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene in den Mitgliedstaaten sowie 
mit den Sozialpartnern, NRO und sonstigen relevanten Interessenträgern. Obwohl es sich dabei um einen integralen 
Bestandteil der Kohäsionspolitik handelt, deuten die Rückmeldungen der Interessenträger darauf hin, dass es bei 
ihrer Umsetzung innerhalb der gesamten EU große Unterschiede gibt. Mit dem Europäischen Verhaltenskodex 
zum Grundsatz der Partnerschaft wird eine gemeinsame Reihe von Normen festlegt, um Verbesserungen bei 
der Konsultation, der Beteiligung und dem Dialog mit den Partnern bei der Programmplanung und Umsetzung 
der Europäischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) herbeizuführen. Mit dem Verhaltenskodex sollen 
die Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und Projektpartnern gestärkt werden, um den Austausch von 
Informationen, Erfahrungen, Ergebnissen und bewährten Verfahren im neuen Programmplanungszeitraum zu 
erleichtern. Diese Publikation ist in elektronischer Form in allen Amtssprachen der EU erhältlich.

Weiterführende Informationen zum ESF finden Sie unter  
http://ec.europa.eu/esf

Unter folgender Adresse können Sie unsere Veröffentlichungen kostenlos herunterladen oder 
abonnieren: http://ec.europa.eu/social/publications

Abonnieren Sie den kostenlosen E-Mail-Newsletter Soziales Europa, um über die Aktivitäten der 
Generaldirektion Beschäftigung, Soziales und Integration auf dem Laufenden zu bleiben:  
http://ec.europa.eu/social/e-newsletter

http://ec.europa.eu/social/

https://www.facebook.com/socialeurope

https://twitter.com/EU_Social

KE-01-14-023-D
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Anhang
ESF-VERORDNUNG
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